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AlB-Aktuell 
Kreuzzug gegen die arabischen Öllander? 

Seit Januar 1975 wiederholen die Repräsentan­
ten Washingtons Ford , Kiasinger und Schlesin­
ger , in regelmäßigen Abständen ihre Kriegs­
drohungen gegen die öl exportierenden Staaten 
des arabischen Raumes . In der BRD reiBt auch 
nach dem rassistischen Fsschingstreiben gegen 
die "Ölscheichs" die antiarabiscbe Kampagne 
nieht ab . Indem man den arabischen ölstaaten 
die Schuld an der gellopierenden Inflation 
und Massenarbeitslosigkeit anlastet , versucht 
man des von den Krisenlssten hart getroffene 
arbeitende Volk von den wahren Ursachen der 
kapitalistischen Wirtschaftskrise abzulenken . 

Nicht minder sorgt man auf diesem Wege für 
die psycho logische Vorbereitung zum Kreuzzug 
gegen die ölexportierenden EntwiCklungslän­
der, zu dem Washington im Npen der multina­
tionalen Ölmonopole ruft . 

K .... g,plön. de, Pentagon 
Einmal zielen Washington und Tel Aviv gegen­
wärtig mit Ieraels Kure der "Unnachgiebigkeit" 
und Kissingers Politik der ~kleinen Schritte" 
darauf ab , eine politisChe Gesamt lösung des 
Nahostkonfliktes im Rahmen der Genfer Nahost­
konferenz zu hintertreiben . Bei ihren aktuel­
len Bemühungen um dae Zuetandekommen spalte­
riecher Separatab~achungen mit Ägypten bzw . 
Jordanien scheint ihnen insbesondere an der 
Ausschaltung des Mitspracherechts der PLO und 
der 5owjetunion gelegen zu sein , wohl wis ­
send , daß eine weitere Verhinderung der Reali­
sierung der UNO-Beschlüsse die Kriegsgefahl: 
im Nahen Osten nur erhöht . 
Zum anderen betonen Washingtoner Pressebe­
richte immer wieder, daß man in exakten mi­
litärischen Geheimplänen des Pentagon von 
folgender ~e ausgehe: Ein neuerlicher 
bewaffneter israelisch-arabischer Konflikt 
werde ausbrechen, woraufhin die arabischen 
Öletaaten ein Öl embargo verhängen und US­
Präsident Ford eodann grünes Licht zur "mi­
li tärischen Sicherung" der Öllieferungen ge­
ben müsse . 
Mitte Februar d . J . bestätigte die amerikani ­
scbe Zeitschrift "Harper ' s Magazine" die Exi­
stenz solcher Invasionspläne des Pentagon . 
Danach sei eine gleichzeitige militärische 
Besetzung des Irak, Kuwsits, Saudi Arabiens 
und anderer arabischer Golfstaaten durch US­
~ers vorgesehen . Bei dieser gesamten mili ­
tärl. schen Operation - so "Harper's l1agazine~ 
weiter - sei Israel als Hauptnschschubbasis 
vorgeoehen . 

Zur gleichen Zeit wurde bekannt , daß im Auf­
trage des Pentagon die Firma "Vinnell Cor­
poration/Los Angeles" eine 1.000 Mann starke 
Sondertruppe von ehemaligen "Green Berets" 
und anderen vietnamerprobten Söldnern zum 
Einsatz in Saudi Arabien zusammenstellt . 
Schließlich inspizierten jüngat ausgerechnet 
der ehemalige eIA- Chef Helms (jetzt Botschsf­
ter im Iran) und sein Nachfolger Colby 
höchstpersönlich die Lage sm Arabischen Golf . 
Sie sorgten mit dafür , daß Washington mitt­
lerweile mit dem Sultanat Oman ein Geheimab­
kommen über die Errichtung zweier neuer US­
Militärbasen nahe der omanischen Hauptstadt 
Maskat und aur der Insel Mashira abschloß . 

BRD al, Nathuhubbasl. im Fall. eln.s US-Olkrieue,? 
Im Februar d . J . verurteilten aur der Interna­
tionalen Konferenz der rohstoffexportierenden 
Länder die Vertreter von 68 Staaten der "Drit­
ten Welt" in der sogenannten ~Dek:laration von 
Dakar" aufs Schärfste die Kriegsdrohungen und 
-pläne der USA gegen die Ölförderländer und 
versicherten die arabischen Staaten ihrer "un­
eingeschränkten politischen Unterstützung" . 
Auf der Gipfelkonferenz der Organisation erd­
ölexportierender Länder (OPEC) Anfang März 
d . J . in Algier erklärte der &Igerische 
Staatspräsident Boumedienne , die Konzernher­
ren der westlichen Wirtschaft führten einen 
Feldzug gegen die OPEC - Länder, um ihre eige­
ne Unfähigkeit bzw . ihre Weigerung zu ver ­
tuschen , der kapitalistischen Wirtschaftskri ­
se Einhalt zu gebieten . 
Auch die demokratische Öffentlichke i t der 
BRD wies das Säbelrasseln der USA mit Empö­
rung zurück - nicht so die Bundesregierung. 
Sie soll entgegen offiziellen Verlautbarungen 
jüngst US- AuBenminister Kissinger die Zusage 
gegeben haben , die ERD werde im Falle eines 
neuen Krieges im arabischen Raum den USA an­
stelle ausgefallener NATO- Stützpunkte auf den 
portugiesischen Azoren Flugplätze und Häfen 
auf westdeutschem Boden zur Verfügung stellen 
- für Nachechublieferungen an Isr ael ... 
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Kambodscha 
Mit außerordentlicn großen Erfolgen haben die 
Volksbelreiungestreitkräfte von Kambodscha 
(PAPLNK) ihre seit Anfang Januar d .J . lau­
tende Offensive gegen das von den US- Imperia­
listen eingesetzte und ausgehaltene 1on-No1-
Regime fortgesetzt . An drei wichtigen mili ­
tärischen Fronten wurden bedeutsame Siege 
errungen : 

Gros. Siese der Volksbef,.iungntreltkröft. 

1 . Die urer dse !'iekoIlß-FluseBs sind von der 
kambodschaniscb- südvietnamesischen Grenze an 
bis kurz vor Phnom Penh in den Händen der 
Befreiungsstreitkräfte . Dutzende von frach­
tern, Tankern und HunitioDsscbifIen sind 
beim Versuch , WaIfen, Treibstoff oder Nahrung 
für die Lon-Nol - Clique beranzuscbaffen, ver ­
senkt oder in die Luft gesprengt worden . Die 
Lieferung von Nachschub für die Marionetten 
in Phnom Pech ist auf dem Wasserweg abge­
schnitten. 

2 . Die wenigen Provinzhauptstädte des Landes , 
die voruöergehend noch von den Söldnern Lon­
Nols kontrolliert werden, sind eingeschlos ­
sen und werden heftig angegriffen . Die frühe­
re Königsresidenz Udong wurde von den Volks­
befreiungsstreitkräften eingenommen. 
3 . Der Ring um die Hauptstadt Phnom Penh 
schließt sich immer enger und fester . Die 
F~ haben in unaittelbarer Nähe der Stadt 
Stellung bezogen . Die einzige Verbindung 
zur Außenwelt, der Flughafen Pochentong, 
liegt unter so starkem Beschuß , daB der Flug­
verkehr immer häufiger eingestellt werden 
mußte . 
In einer verzweifelten Anstrengung bemühen 
sich die Kriegstreiber in Washington und ihre 
Statthalter in Phnom Penh, das imperialisti­
sche Gemetzel an der kambodschanischen Be­
völkerung zu verlängern . Unter Verletzung 
des Pariser Vietnam-Abkommens und in Wider­
spruch zu verschiedenen Auflagen des U6-Xon­
gresses benutzt die US-Regierung sogenannte 
Zivil -Fluggesellschaften wie "Bird Air" , 
"World Airways" 9der "Trans International 

4 Airlines ", um in einem Non- Stop-Programm 

große Mengen an Waffen , Munition und anderen 
Nacbschubgütern von Thailand oder Saigon aus 
nach Phnom Pech einzufliegen . Das Lon-Nol­
Regime setzt mit der Aerosolbombe eine von 
den USA neu gelieferte Waffe gegen die be­
freiten Gebiete ein . Nach der Explosion ent­
zieht diese Bombe vom Typ CBU 55 in einem 
Umkreis von 32 Metern allen Lebewesen den 
Sauerstoff . 
Verletzte Söldner der Marionettenarmee werden 
aus den Hospitälern Phnom Penhs geholt und 
erneut zum Einsatz getrieben. Als letztes 
Aufgebot entläßt das Regime 400 Mörder und 
ToteChläger aus dem Prey Sar-Gefängnis und 
SChickt sie zur Front. In den Straßen, Pago­
den, Waisenhäusern und auf den Märkten Phnom 
Penhs werden regelrechte Jagden auf 12- und 
13-jäbrige Kinder veranstaltet , um sie als 
Kanonenfutter und menschliche Schutzwälle 
einsetzen zu können . 

Doch alle diese Manöver können ebenso wie 

die mögliChe Erhöhung der US-Militärhilfe 
das abgehalfterte Regime nicht mehr retten . 
Denn nicht nur die großen militärischen 
SChläge der FAPLNK, sondern auch die politi­
schen Erfolge der Nationalen Einheitsfront 
von Kambodscha (FUNK) und der Königlichen 
Regier\lll8 der Nationalen Eintracht von Kam­
bodacha (GRUNK) haben dem Marionettenre ­
gime den Todesetoß versetzt . 
Die Zahl der Desertionen unter den Lon- Nol­
Söldnern nimmt tägliCh zu , Soldaten verwei­
gern die BefehlsausfÜhrungen oder liquidie­
ren - wie in der Brigade 2B eines Bataillons 
in Prek Leap, 6 km nordöstlich von Phnom Penn 
- ihren gewalttätigen Kommandeur . Tausende 
von Bonzen und Einwohnern aus den zeitweilig 
vom Lon- Nol - Regime kontrollierten Orten sind, 
entspreChend des nachfolgenden Appells des 
Oberkommandierenden der Vo1ksbefreiungs­
streitkräfte , M. Kbieu Samph8n, in die be­
freiten Gebiete übergewechselt . 
Rund 200 Personen stürmten Ende Januar 1975 
in Phnom Penh ein Lebensmittellager, erober­
ten größere Mengen Reis und Salz und teilten 
sie untereinander . Andere Bewohner von Phnom 
Penh lehnen es strikt ab , die eingeschlosse-



nen Söldner der Marionettenarcee mit abge­
packtem gekochtem Reis zu versorgen. Arbeiter 
des Elektrizitäts- und Wasserwerkes streik­
ten gegen die Repressalien des Regimes . Zahl ­
reiche ausländische Botschaften und Vertre­
tungen folgen dem Ratschlag von M. Khieu 
Samphän , indem sie ihre Angehörigen ausflie­
gen und somit in Sicherheit bringen. Selbst 
die US- Botschaft scheint die aussichtslose 
Lage erkannt zu haben . Aber ihre Evakuierungs ­
maßnahmen sind von neuen Einmischungsdrohun­
gen begleitet: Hunderte von Marine-Infante­
risten der US-Armee sind im Einsatz, um an­
geblich die Evakuierung zu sichern. Vor der 
Küste sind US-Flugzeugträger und andere 
Kriegsschiffe vor Anger gegangen . Mit Recht 
warnten Radio Banoi und die sowjetische Nach­
richtenagentur TASS davor , diese Machen­
schaften zu unterstützen . Auch in der Domi­
nikanischen Republik begann ein US-Einmarsch 
unter dem Vorwand, man wolle eine Evakuieruns 
bedrohter US-Bürger absicherD. 

Khieu Samphan 

In einem Aufruf hat sich das Ministerium 
für Information und Propaganda der GRUNK an 
die Weltöffentlichkeit und an die interna­
tionale SOlidaritätsbewegung mit der Bitte 
gewandt, ihren Einfluß und alle MögliChkeiten 
zu nutzen, um die Aggression der US-Imperia­
listen und die Portsetzung ihres Kriegs in 
Kambodscha zu beenden . 
Für die Solidaritätsbewegung der BRD muß die 
Aufnahme dieses Appells bedeuten, gegen 
nie FÄlschungen und Verzerrungen in der Kam-, 
bodache-Berichterstattung oürgerlicher Zei ­
tungen, des Rundfunks und Fernsehens aufzu­
treten, die Ziele und VorSchläge der GRUNK 
und PUNK in der öffentlichkeit darzulegen 
sowie die Bundesregierung zu drängen, ihre 
Unterstützung für die US-Politik in Südost­
asien aufzugeben und die GRUNK als einzig 
legitime Regierung von Kambodscha anzuerken­
nen. 

Phnom Penh wird mit Sicherheit befreit werden! 

Kh1eu Samp~an (Foto Mitte) , Oberbefehlshaber 
der Volk.befre1ungs.tre1tkräfte FAPLNK und 
Minister der Kön1glichen Regierung GRUNK 

( • •• ) Im Namen der FUNK, der GRUNK und der 
FAPIRK wende ich lllich an alle Bonzen und an 
alle Landsleute in Phnom Penb und in den we­
nigen Provinzhauptstädten, die vorübergehend 
unter der Kontrolle des Feindes geblieben 
sind , an alle Zivil- und Militärpersonen, 
Chefs der "Selbstverteidigung", der "10-Häu­
ser"-Gruppen und der "Gebäudegruppen" , an die 
Beamten in allen Dienststellen, an Lehrer , 

Profeesoren, Scbüler, Studenten, Arbeiter, 
Werktätige aller Kategorien mit folgendem 
Appell: 

1 . Vereinigen Sie sicb, und erbeben Sie sich 
zum Angriff auf die Reislager des Feindes I 
damit Sie ihr Reisproblem lösen können! 

2. Vereinigen Sie sich ,und erbeben Sie sich , 
um den Kampf unter allen Formen zu führen . 
Vereinen Sie Ihre Kräfte mit unseren FAPLNK 
und unserem Volk im ganzen Land , um die 
Bande der Verräter Lon Nol , Sirik Matak, 
Son Ngoc Thanh , Chimg Hens, Long Boret, 
Sosthene Fernandez und das neue militari ­
stische Regime der amerikaniseben Imperia­
listen, das erzentinationale, erzfaschi­
stiscbe und erzverdorbene Regime in Phnom 
Penh und in den wenigen Provinzhauptstäd­
ten, die unter seiner vorübergebenden Kon­
trolle geblieben sind , zu stürzen , um 

AIB-SONOERMATERIAUEN 
ZU KAMBODSCHA 
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Phnom Penh und Kambodscha, unser geliebtes 
Heimatland , und um Sie selbst zu befreien , 
damit die FUNK, ilie GRUNX und die FAPlm( 
die S":e.dt Phno!.. Pelli, und das gesamte Land 
führen, dort endgültig den Frieden wieder­
herstellen und Ihr Unglück und Ihre Leiden 
beenden . 

} . Wenn Sie keine Höglichkeit mehr haben, 
im Schlupfwinkel des Heindes zu bleiben, 
kommen Sie in die befreite Zone, um sich 
mit unserem Volk zu vereinen und den Kamp! 
f ortzusetzen . 

In der befreiten Zone regiert die Sicher­
heit, es gibt dort Reis, Reis!elder und 
Jcker . Hier werden Ihnen unsere landsleu­
te , unsere Komitees der FUNK auf allen 
Ebenen, unsere Funktionäre, Kämpfer und 

Kämpferinnen von ganzem Herzen in Ihrem 
neuen Leben helfen . Ihre großen Leiden ha­
ben wegen der imperialistischen amerika­
nischen Aggrossoren und der Bande der Ver­
räter , ihren Helfershelfern bereits fast 
fünf Jahre gedauert . Jetzt ist die Gele­
genheit gekommen! Unsere FAPLNK sind jetzt 
ganz in Ihrer Nähe, verehrte Bonzen und 
liebe Landsleute ! Die Salven unserer Ge­
schütze erschüttern die ganze Stadt Phnom 
Penh und die 'ofenigen Provinzhauptstädte , 
di e vorübergehend unter der Kontrolle dee 
Feindes geblieben sind . Vereinigen Sie 
sich ! Erheben Sie sich! 

Ausländische 

B am Kampf der 

Bürger, beteiligen Sie sich 
Bonzen und Einwohner von Kacbod-

scha , um sich auch von dem Unglück und den 
Leiden zu befreien. 

Mitarbeiter der ausländischen Botschaften und 
Vertreter der verschiedenen ausländischen 
Organisationen bei der ßande der Verräter , 
ergreifen Sie Maßnahmen, um sich selbst und 

Ihre Familien aus Phnom Penh und den wenigen 
Provinzhauptstädten, die vorübergehend unter 
der Kontrolle des Feindes geblieben sind , zu 
evakuieren, um Gerabren zu vermeiden , die 
eventuell rür Sie und Ihre Familien auftreten 
können . Die FUNK und die GRUNK lehnen jede 
Verantwortung ab . 

Schließlich möchte ich den Bonzen , Landsleu­
ten und ausländischpn Bürgern viel Erfolg 
wünscben . Nehmen Sie bitte meine respektvol­
len , herzlichen und aufrichtigsten GrüBe ent­
gegen . 

Es leben die tapferen FAPLNK! 

Es lebe das große Volk: von Kambodscha! 

Ein Hoch auf die Erhebungen der Bonzen und 
Landsleute in der Stadt Phnom Pech und in 
den wenigen Provinzhauptstädten, die vorucer­
gehend unter der Kontrolle des Feindes ge­
blieben sind I 

Phnom Penn wird mit Sicherheit befreit sein! 
Unser geliebtes Kambodscha wird mit Sicher­

heit hundertprozentig berreit sein! 

(Quelle : AKI-Presseagentur Kambodscha , 
28. Januar 1975) 
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Südliches Afrika 
In der letzten Ausgabe des AIB berichteten wir über dss vom Antiimperialistischen Solidari­
tätskomltee (ASK) und der Anti-~partbeid Bewegung (AAS) veranstaltete "Tribunal gegen Kolo ­
nialismus und Apartheid im Südlichen Afrika" sm 15. Februar d . J . in Bann. 

Eine wichtige Aussage des Tribunals stellt das gemeinsame Referat der Veranstalter dar , dss 
vom Vorstandsmitglied der AAB Wolf! Geisler vorgetragen wurde . 
In dieser Anklageschrift werden die Beweise zusammengetragen , die die allseitige Unterstützung 
der Rasslstenreglmss durch die im südlichen Afrika investierenden westdeutschen Konzerne und 
die umfassende Zusammenarbeit der Bundesregierung mit den Herrenmenschen Büdafrikas und Rho­
desiens belegen . 
Das Referat, das wir im folgenden leicht verkürzt wiedergeben, nennt als eklatanteste Beweise 
für das Interesse der BRD an der Aufrechterhaltung und weiteren Stabilisierung der Apartheid­
regimes die forcierte Kapitalexpansion und die militärische Aufrüstung der Republik Südafrika 
durch die BRD . 

Gemeinsames Referat von ASK und AAB 
zum Südafrika-Tribunal 

Westdeutsche Interessen 
im Südlichen Afrika 

( . . • ) Trotz ihrer zur Schau gestellten Ableh­
nung der süd afrikanischen Apartheid hat auch 
unsere Bundesregierung viele Steuergelder 
aufgewandt , damit Firmen der Bundesrepublik 
sich sm Treiben auf jenem Exerzierplatz des 
Faschismus betätigen können . Zwar sind Groß­
britannien und bis jetzt die USA dort stär­
ker engagiert . Doch da wir sm ehesten aus der 
eigenen braunen Weste schlüpfen können , wol­
len wir diese hier untersuchen . 

Intensive Beziehungen der deutschen Wirt­
~chaft und ihrer politischen Repräsentanten 
zu SÜdafrikas Herren bestanden unter Kaisern , 
Präsidenten, Diktatoren und Bundeskanzlern. 
Wie ungebrochen sich Kapitalinteressen und 

politische Gemeinsamkeiten erhalten haben, 
drückte 1970 das Handelsblatt aus: "Ein posi ­
tives Deutschlandbild (braucht) in SÜdafrika 

gar nicht ' verkauft ' zu werden . Es ist seit 
langem vorhanden und wurde lediglich durch 
zwei Weltkri ege belastet~ obne indessen an 
Substanz zu verlieren . ,,1 .Für die Süda!rika­
ner "sind deutsche geschichtliche Perioden 
wie das Kaiserreich und das Dritte Reich in 
angenehmer Erinnerung ••• Heute sind es VW , 
Hercedesstern und Fotoapparate , die das deut ­
sche Image prägen" . 
Als CSU-Höcherl sich 1972 besorgt äußerte, 
eine Widerwahl Brandts als Bundeskanzler ge­
fährde das Verbäl tnis zur Republik Süda!rika . 
stellte SPD-Pressesprecher Jochen Schulz 
richtig : "Die Behauptung Höcherls ist natür­
licb völlig aus der Luft gegriffen . Die 
deutsch- südafrikanischen Beziehungen sind 
ausgezeichnet und werden es bleiben. ,,2) 

Die Bundesregierung fördert den Ausbau des 
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Apartheid- Systems durch deutsche Firmen mit 
vielen Mitteln; 

Die 'irmenwerbung auf Messen in Südafrika 
wurde 1974 mi~ 1 Mio DM aus Steuergeldern 
mitfinaoziert . ') 

Ein Ende 1974 in Kraft getretenes und ab 1965 
rückwirkend wirksames Doppelbesteuerungsab­
kommen bringt für d~e westdeutschen Firmen 
nicht nur enorme Steuererleichterungen s on­
dern sogar Steuerrück~ahlungen aus Bann und 

Pretoria . Die Belastung der bundesdeutschen 
Steuerzahler dürft e dadurch einige hundert 
Millionen DM betragen . 

Ebenfalls teuer sind die Zuschüsse der Regie ­
rung für die Projekte bundesdeutscher Pirmen, 
die speziell für Südefrika angelegt s ind . Die 
Bundes regierung bezahl te z .B. ~O Mio DM an 
die Deutsche Forschungsgemeinzchaft , die da­
mit eine spezielle Höchst spannungsgleich­
stromübertragungstechnik entwickelte .4 ) Diese 
Technik wurd e für die Übertragung der Energie 
über 1 . 800 km aus Mo~ambique nach Südafrika 
und damit die Anbindung der ehemaligen Kolo­
nie an den Hsssistenstaat maßgeschneidert . 

Die Auswanderung von Bundesbürgern nach Süd­
afrika zur Stärkung des Apartheid-Syst ems 
- jährlich ca . ' . 000 - wird von der Bundes­
anstalt für Arbeit vermittelt : Der Steuer­
zahler bezahlt dies . 5 ) 

Über die Gesellschaft rür Kernforschung in 
Karlsruhe lieB di e Bundesregierung mit einer 
achtsteiligen Summe6 ) das Trenndüsenverfahren 
zur Uran-Anreicherung entwick eln . Zur Zeit 
wird von der bundeskontrollierten ~G-AG 
gemeinsam mit der südafrikanischen Regierung 
eine Wirtschaftlicbkeitsstudie über die An­
wendung dieses Verfahrens be i der Urananrei­
cherung in SüdaIrika durchgeführt . Dieses ge­
plante Urananreichungsprojekt wird Südafrika 
nicht nur gewaltige Exporterlöse bringen, es B . 

ist ebenso eine bedeutende teChnOlogische und 
militärische Aufrüstung Süda!rikss . 

Außerdem sind Niederlassunsen von Unternehmen, 
die völlig oder entscheidend von der Bundes ­
regierung kontrolliert werden, unter den eif­
rigsten Anwendern der Apartheidsi deologie . 
Volkswagen, Salzgitter , VEBA , LufthanS8 , 
Schenker bilden keine schwarzen Lehrlinge 
aus , beschäftigen keine schwarzen Vorarbeiter , 
zahlen Löhne unter dem Existenzmini.muc und 
verdienen dort infolgedessen traumhalte Pro­
lite . VW z .B . zahlte dort 1971/72 und 1973 
45 Prozent Dividende . Staatssekretäre , Mini­
sterpräsidp.nten , Ministerialdirigenten in 
den AufsichtsratsgreDien dieser Firmen steuern 
diese Geschäftspolitik . Sie handeln damit ge­
gen das Grundgesetz unseres Staates . 

tUt der ataen.dung von Politikern und. Kriegs­
schiff en nach Südafrika dokument iert Bonn 
dss herzliche Einvernehmen Pretori es . 
Die CDU;CSU- Politiker Pranz-Josef Strauß, 
Ludwig Erhard , Inne.nm.iniste.r Lücke, Heinrich 
Lübcke, Gerhard Stoltenberg , Kai - Uwe von 
Hassei, Richard Jäger , Bayern-Ministerpräsi­
dent Allons Goppel, Saarland-Ministerpräsi­
dent RÖder , Karl Schiller , aber auch Politi­
ker von SPD und FDP wie Gerbar d Kienbaum , WeI ­
ter Scheel, Wirtschaftssenator Kern (Ramburg) , 
Alex Möller besuchten Südarrika , ohne debei 

i hre ~mpathien für den Apartheid- Steet zu 
verhehlen . Kai - Uwe von Beasel: 

"In der all~eCleinen öffentl ichen Diskussion 
eußerhalb Südsfrikas, wo dieses Land unter 
dem schweren Vorwurf der Verletzung der Men­
schenrechte steht . wird selten hervorgehoben , 
daß der r ad.ikale Antllcommunismus aer Regie ­
rung Südatrikas , aber auch der Opposi tions­
partei . dieses Land automatisch nach den Län­
dern des Preien Westens blicken läSt . Dies 
bietet den in westlichen Ländern und beson­
ders auch in Deutschland beheimateten Indu­
strien beachtliche Investit ionsmöglichkei ­
ten . " 7) 

Ähnlich Hamburgs W!rtscha!tssenator Kern 197' 
auf der Rand Easter ShOw: " ••. eine Demokra­
tieierung der südafrikanischen Gesellschaft 
sei abzulehnen . Die Durchführung des Prinzips 
'Ein Mann - eine Stimme ' würde zu einer Kats ­
strophe führen, euch für die nicht - weiBe Be­
vÖlkerung" . B) 

Die genannten Politiker reisten fast alle im 

Auftrag de.r Bundesregierung . Im. Pr Ühjahr 1974 
stattete das Kriegsschiff "Deutschland" Süd­
afrika im Hafen Simonstown einen offiziellen 
Besuch ab . 9 ) 

Bonne, Sanktion.brüdle gegenüber Rhode.len 
und Namibia 

Als die Bundesrepublfr 197' Mitglied d er UNO 
wurde , knüpften viele von uns daran die Hoff ­
nung , daß sie dort mit klaren und entschiede-



nen Aussagen gegen Rassismus und Kolonialis­
mus Stellung nehmen und sich für das Selbst ­
bestimmungsrecht aller Völker einsetzen wür­
de . Diese Hoffnungen wurden vernichtet . Bei 
allen Resolutionen , die konkrete Maßnahmen 
gegen das Apartheidregime verlangen , enthielt 

sich die Bundesregierung entweder der Stimme 
oder stimmte dagegen . 

In einem seit 1962 bestehenden Kulturabkom­
men bildet die Bundesrepublik Fachkräfte aus 
Südafrika aus . Jährlich werden durchschnitt­
lich scht weiße und drei schwarze Afrikaner 
gefördert . 38 Schwarze müßten es sein , würden 
die südafrikanischen BeVÖlkerungaverhältnisse 
korrekt berÜCksiChtigt . Auch hier fragen wir 
nach der Vertassungstreue der Bundesbeamten , 
die dafür verantwortlich sind . Waa sonst im 
Rahcen dieses Kulturabkommens nocb firmn­
zier t wird - rassistische "Deutsche SchulelI" 
in SüdaIrika , Theater- Musik-Unterhaltung für 
die Rassist en - sind weitere Beispiele für 
das Interesse der Bundesregierung am Wohlbe­
finden von Gegner n unser er freiheitli ch- demo­
krat ischen Grundordnung . Verdeutlicht sei 
nocb , daß an den vom Auswärt igen Amt finan­
zierten Deutscben Scbulen in Südafrika und 

Namibia die Mehrheit der in Prage kommenden 
Schüler aufgrund ihrer Hautpigmentierung 
nicht zugelassen sind , nur der "blaß­
schweinsfarbene" Farbton ist dort ausbil­
dungsberechtigt . 

Ganz besonders er nst nahm und nimmt die Bun­
desregierung ihr Stabilitätsprogramm in Bezug 
auf die Bezablung der schwarzen Angestell ten 
der Schule . 200,- DM im Monat erbalten sie; 
ein Einkommen deutlich unter der off iziellen 

Armutsgrenze. 10 ) 

In Namibi a , "Deutsch- Südwest" , fällt ins Auge, 
daß dort entgegen der Entscbließung dea Welt ­
sicberheitsrates nur ein Staat der Welt ein 
Konsulat unterhält: die BundesrepublLk 
Deutschland . Mehr als 5 . 000 Weiße, viele von 
ihnen fanatische Rassisten , erbalten dort ih­
re PaBverlängerung als Deutsche und prägen 
das Bild der Bundesrepublik bei ihren schwar­
zen Mitbürgern . Daß das Kulturabkommen mit 
SüdafrLka auch Namibia einschließt und damit 
Pretorias widerrechtliche Besetzung dieses 
Landes akzeptiert , vervollständigt das Bild 
der Politik der Bundesregierung. 
Im "ehemaligen" Deutschen Generalkonsulat in 
Salisbury läßt die Bundesregierung weiterbin 
Frau Schlund , eine Angestellte deutscher 
Staatsangebörigkeit, "wohnen", die vor dem 
Sanktionsbescbluß schon dort arbeitete . 
Herr Kössler , früher Beamter am Generalkonsu­
lat in Salisbury , heute offiziell Beamter der 
Deutschen Botschaft Malawi , wohnt in der rbo ­
desischen Hauptstadt und arbeitet im Gener al ­
konsulat • "Dieses System funktioniert gl att , 
da die rhodesische Regierung formlos mit­
spielt" . So CDU MdE Dichgans nach seinem Rbo­
desien-Besuch 1972 . 

Lufthansa führte bis zum 31 . 12 . 1974 Reisen 
nAch Rhodesien durch , da sie mit der AIR­
RHODESIA ein l nterline - Abkommen beschlossen 
hatte . Noch heute vermittelt sie Reisen nach 
Rhodesien . Trotz UN- Sicherheitsratssanktionen 
betreibt BnW often in Rhodesien die Endmon­
tage von Autos , deren Teile bis auf Reif en 
und Batterien regelmäßig aus der Bundesr epu­
blik importiert werden . 11 ) 
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Trotz UN-Sanktionen wurde in RedcliII/Rhode­
sien mit Hille der Deutschen Bank und der 
Pirmen Klöckner, Duisburg sowie NeueDkirche­
Der Eisenwerke die vorhandene Stahlproduk­
tionskapazität um 150 ~ erweitert . 
Klöckner, vertreten durch Herrn Thoelke, und 
die Neuenkirchener Eisenwerke bezieben - oI­
fiziell aus Büdafrika - die Mehrproduktion . 
Sie schränkten deswegen ihre Produktion im 
Klöckner Werk, Osnabrück und in NeueDkircben 
ein. Tausende von Arbeitslosen dort sind ein 
zusätzliches Ergebnis ihrer kriminellen Sank­
tionsbrücbe. 
Tabek12) und Aebest1,) aus Rhodesien werden 
in Bremen entladen und verarbeitet. 
Die Deutsch-Südatrikanische Gesellschaft pro­
pagiert unmißverständlich den Rassismus . Zi­
tat aus ihrem Werbefaltblatt: 

"Südafrika ist ein fortschrittliches Land, 
dessen Leistungen auf allen Gebieten dee öf­
fentlichen Lebens ... beispielbaft sind ... 
Süda1'rikas Erfahrungen im Umgang mit dem 
schwarzen BevölkerungsteilJ~ die erfolgrei ­
che Heranführung dieser VOLKsstämme an pro­
duktiv- wirtschaftliche Entwicklung und öko­
nomisches Denken könnten der Arbeit der Bun­
desrepublik in den übrigen Gebieten Afrikas 
wertvolle Hinweise vermitteln und Mißerfolge 
verhindern helfen . " 14) 

Die Propagierung einer derartigen deutschen 
Afrika-Politik wird seit mehr als zehn Jahren 
von staatlichen Stellen als "besonders Iör­

derungawürdig" anerkannt: Aufwendungen von 
Pirmen und Einzelpersonen dafür aind steuer­
abzugsfähig . Daber konnte sich dieser Treff­
punkt der Herrenmenschen mit mehr als 3 . 500 
Mitgliedern zur größten von 200 deutsch- aus ­
ländiscben Gesellscbaften entwickeln . 
Die Deutsch-Rbodesische Gesellschaft e .V. , 
Stuttgart, versucht seit 1969 , satzungsgemäß 
und gesetzwidrig Bürger der Bundeerepublik 
Deutschland zur Auewanderung nach Rbodeeien 
zu überzeugen. 

Di. milltärltch. Aufrüst"ng d.r RSA 

Die eklatantesten Beweise für das Interesse 
der Bundesregierung an der Aufrechterhaltung 
des rassistischen Minderheitsregimes bildet 
aber die militärische Zusammenarbeit Bonns 
mit Pretoria . Die Bundesregierung bestreitet 
jegliche Rüstungslie!erungen entschieden, sie 
verleumdet diejenigen, die Beweise dafür vor­
legen 15), 16) , 17) selbet denn , wenn eine An­

gabe durch den zuständigen Regierungsbeamten 
bestätigt wurde . 
Hier seien einige der uns bekannten Lieferun­
gen genannt~ 
1970/71 wurden neun Transall - Militärtrans­
portmaschinen1B), die zu zwei Dritteln von 
deutschen Firmen, zu einem Drittel von Iran­
zösischen Firmen gebaut wurden und die alle 

10 in München endlnontiert und eingeflogen wur-

den , über eine französische Verkaufefirma an 
Südafrika geliefert . 
1972 wurden laut Fachzeitschrift Aviation 
Week and Space Tecbnology Hubschrauber BQ 105, 
von Messerschmitt - Bölkow-Blohm , an Süd­
afrika geliefert . 19) 
Die Pirme Vereinigte Plugtecbnische Werke , 
Bremen, lielert über ihre Beteiligungsfirma 
&ABCA in Belgien Teile für Mirage P- 11 Düsen­
jäger20 ) und Puma_Hubschrauber21 ) . Diese 
wiederum bilden Kernetücke der süda!rikani­
sehen Luftwaffe . 

SchuladKfl' . Deutsc:tll.nd" In Simonilown, SOd.frlk. 

Messerscbmitt - Bölkow-Blobm ist Zulieferer für 
die von Frankreich an Südafrika verkaufte 
Rakete Exocet 22 ) . 
Zur Zeit wird die Panzerabwehrrakete Milan, 
eine mit Infrarot - Zielgerät ausgerüstete mo­
derne Waffe , von einer fra~zöaisch-deutschen 
Vertriebs~eSellachaft in Paria an Südafrika 
verkauft . 3) 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm hat diese Waffe 
zu 50% hergestellt . 
Jüngst wurden 137 Panzerschwersttransport­
fahrzeuge von Mercedes

j 
Klöckner und MAN an 

Südafrika geliefert.24 

Auf der spaniecben Werft Bazan in Cartagena 
werden zur Zeit vier Korvetten für die eüd­
alrikanische Marine gebaut. 25 ) Die Pertigungs­
unterlagen dafür wurden von Blohm & Voß in 
Hamburg geliefert . Der Export dieser Unter­
lagen bedarf der Genehmigung der Bundesregie­
rung . Eine jüngste Meldun~ besagt , daß der 
Bau storniert worden sei . 6) Das ändert 
nichts an der gegebenen Genehmigung. 
Die militärische O'berwachungs- und Nachrich­
tenzentrale Silvermine bei Bimonstown wurde 
ausschließlich von Siemens , AEG und MAN ge­
liefert2?) für 60 Mio DM . 
Als im März das Schulschiff "Deutschland" in 

Simonstown, Südafrika, vier Tage Halt machte, 
erledigte es dabei " seinen Auftrag als good­
will-Botschafter der Bundesrepublik .. . er­
folgre ich" . So der Chef dee Harineamtes in 
Wilhelmshaven . Und "von Anfang an ' segelte ' 

-



das Auswärtige Amt mit - keine Auslandsreise 
der Schulschiffe findet ohne Abstimmung mit 
den Diplomaten statt" . 28) 

AEG-Südafrika fertigt in der 50 prozentigen 
Tochtergesellschaft Switchcraft in Südafrika 
Schaltereinheiten für Panzer . 29 ) 

Der Direktor Grether von BBC-Mannheim sitzt 
im Aufsichtsrat der südafriksnischen Waffen­
firma BBC -Orssl , JOhannesburg . 

Schließlich haben laut Rand Daily ~il vom 
23.8.1973 Fachleute in Bonn die militärische 
Bedeutung der von SEAG in Süd afrika geplan­
ten Urananreicherungsanlage betont . Das 
heiSt, daß diese Anlage auch zur Produktion 
von Atom' ..... affen in Südafrika einen Beitrag 
leistet . 

In der Bundesrepublik wurde die Anwerbung 
von Söldnern für die Aufrechterhaltung der 
weiSen Minderheitsregierung in Rhodesien 
nicht unterbunden . In einer Anzeige in der 
Welt sm 14 .12 . 1974 und in der Süddeutschen 
Zeitung am 11 . 1 . 1975 sowie dem Züricher Ta­
gesanzeiger sm 9 . 1 . 1975 und verschiedenen Be ­
richten konnten die Anwerber in aller Offent ­
lichkeit das Einstellungsverfahren ankündi­
gen und die potentiellen Mordbuben in einem 
Münchner Renommierhotel drei Tage lang auf 
ihre Eignung testen . Der rekrutierende Oberst-

Hunderte von söl.dnern aus der BRD wurden in 
den l.etzten Mon aten zum "Anti _Guerilla_Ein _ 
setz " in Rhodesien angeheuert - mit Duldung 
der we s tdeutschen Behörde n. 

leutnant hat sicb inzwischen der Polizei ge­
stellt und damit Publicity und neue Bewerber 
bekommen . ( . . . ) 

Die " sehr groB. Einsparung " d. r Kon:z:emherren 

Ende 1973 besaßen Staatsbürger der Bundesre­
publik Investitionen in Südafrika in Höhe von 

mehr als 5 Mrd DM . Damit stammen 8 . 5% der 

Auslandsinvestitionen aus der BRD . 1969 waren 
es 3 Mrd DM gewesen . Südafrikas Apartheid- Sy­
stem zog bisher 400 Unternehmen der Bundesre ­
publik an30) , die sich an der Erniedrigung , 
Knebelung, Ausbeutung der Scbwarzen beteili­
gen und eine jährliche Profitrate von mehr 
als 18% daraus ziehen . Siemens, AEG, Volkswa­
gen , BASF, Demag, Klöckner , Hoechst , Henkel, 
Krupp, BMW, Daimler Benz, Bayer, Lufthanea -
um nur einige zu nennen - betätigen sicb in 
Südafrika als Rassisten . 
Sind sie es dort nur "gezWWLgenermaSen" , oder 
spielen sie bei uns gezwungenermaßen die Rol­
le der Demokraten? 
Die Verlagerung von Produktionen nach Südaf­
rika , wo Streiks verboten und niedergeknüp ­
pelt werden, gewerkschaftliche Rechte nicht 
anerkannt werden, ArbeitsschutZbestimmungen 
so gut wie nicht vorhanden sind und wo sicb 
die rassische Diskriminierung in Löhnen unter 

dem Existenzminimum widerspiegelt , bedroht 
errungene Positionen der arbeitenden Bevölke­
rung in der Bundearepublik . Der Leiter der 
südafrikanischen Niederlassung von Rosenthai 
drückte das so aus: "Bei der Firma Rosenthal 
in Bayern verdient ein Arbeiter in zwei Stun­
den das, was mancher Bantu in einer Woche 
verdient. Für uns ist das eine sehr große 
Einspsrung . ,,31) 

Aus all dem geht hervor, daß an erster Stelle 
nicht die Bodenschätze oder unser Export , son­
dern das Apartheid-System die Ursache ist für 

das wachsende Engagement der bundesdeutschen 
Wirtschaft in Südafrika . 

Zum strategischen Argument: Es ist bezeich­
nend, daß die Befüxworter der Apartheid davon 
ausgehen , daß ein demokratischer Staat im 
Süden Afrikas eine Gefährdung unserer Sicher ­
heit sei . 
Zu fragen ist: ~essen Sicherheit? Die Sicher­
heit der Konzerne für ungestörte Profitmache­
rei auf dem Rücken der afrikanischen Arbei­
ter? Ohne Zweifel ja . 

Die Menschen in unsereQ Land hingegen sind 
von einer Demokratie in Südafrika nicht be­
droht . Im Gegenteil! Ist es nicht vielmehr 
die Politik der militärischen und wirtschaft ­
lichen Unterstützung eines aggressiven , fa­
schistischen Regimes, das unser aller Sicher-
heit bedroht? 11 
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Antang die.ses Jahres bntätigte Franz-Josef 
Strauß erneut , was er 197, in S~dafrika auf 
die Frage , wie sicb eine ODU/CSU- Regierung 
in Bezug auf Warfenlieferungen an Büda!rika 
verhalten würde , gesagt hatte, die Bundesre­
publik Deutschland solle Südafrika nicht 
scblechter behandeln als Frankreich es tue . 
Das bedeutet , daß nach den Vorstellungen von 
Franz -Josef Strauß die BRD für 600 Mio DH 

Warfen im Jahr an Südafrika liefern 8011e . 32 ) 
Es ist jedoch dumm und gefährlich zu glau­
ben , man könne durcb Aufrüst'lIlg und Unter­
stütz~ der weißen Herrschaft an der Süd­

spitze Afrikas den Seeweg um den ges~ten 
Kont inent sichern . Man sichert so möglicher­
weise 7 . 000 km Küstenlinie und scha.!ft sicb 
Feinde an 30 . 000 km langen Küsten . 
Die KneChtung der Schwarzen in Südafrika ist 
für die meisten Menschen i n Afrika zu Recht 
ein AIlgriff auf des eigene Selbstverständnis . 

Nur friedliche Zusammenarbeit und faire Han­
delsbeziehungen mit allen afrikanischen Staa­
ten und di e Anerk ennung des Rechtes der Völ ­
ker auf Selbstbestimmung tragen zur Siche­
rung der Rohst of fversorgung bei . Das heißt , 
auch das st~ate~ische Argucent ist vorge­
schoben : Das Apartheidsyatem soll besteben 
bleiben als Bollwerk und Partner im Kampf 
gegen Menschenrechte , De~okratie und sozialen 
Fortschritt . 
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Der Tagesspiegel , Berlin, 5 . 12 . 1~74 

28) Parlamentarischer Staatssekretär Berkhan : 
Deutscher Bundestag , 7 .Wahlperiode , 124 . 
Sit zung , 16.10. 1974 sowie: Bundeswehr ak­
tuell 11/5, 9 . /1 . /75 

29) Aussage eines Mitarbeiters 
30) Financial &11 , Johannesburg , 4 . 10 . 1974:. 

West - Germany , Supplement to Financial 
Ma11 

31) Der Spiegel , 16 . 10 . 1971 ~ 

32) Blick durch die Wirtschaft , 9 . 12. 1974 . 
Dort wird Frankreich als fünftgrößter 
Lieferant Südafrikas ohne WaffenverkäUfe 
und als unter den ersten drei Lieferan­
ten mit Waffenverkäufen angegeben . Der 
Unterschied zwischen den jeweiligen Lie­
feruna:en ergibt den Betrag von 600 . 000 DM . 

(Quelle : Hektographiertes Material des Tribu­
nals ~egen Kolonialismus und Apart­
heid ~ Südlichen Afrika , Bann, 
15 . Februar 1975; Zwischenüber­
schriften: AIB) 
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Erdöl 
Seit dem "Olscbock" zur Jahreswende 1973/ 
74 reißt die Hetze gegen die erdölexpor­
tier enden Entvicklungsländer nicht ab . Im 
of fiziellen Sprachgebrauch haben sich Dif­
famierungen wie "Neureiche" , "Öl - Potenta­
ten" oder "ÖlsCheichs" eingebürgert . Al ­
lentbalben gebt man mit der Argumentation 
hausieren , die "Ol.milliarden" seien die 
eigentliche Ursache der "gegenwärtigen 
Strukturkrise der Weltwirtscha!t" (Bundes­
kanzler Schmidt), des internationalen 
Währungsdebakels, der Zerrüttung der west ­
lichen Staatsfinanzen und sonit der kapi­
talistischen Wirtschaftskrise überhaupt : 
Die Krise - so behauptete etwa der Spiegel 
am 14 . 10 . 1974 - werde direkt "von Tripolis 
und Teberan, von Ried und Algier •• • ge­
steuert" . Des hält jedoch Bonne Spitzen­
politiker und Westdeutschlands Konzern­
berren nicb~ davon ab , sich angestrengt 
Gedanken zu macben, wie die ansteigenden 
Einnahmeüberschüsse der Olförderländer am 
bssten "zurückzuschleußen" und. pro!itab­
werfend auszunutzen seien oder wie die 
Front der OPEC- Länder gespalten werden 
könne . Dahinein gehört auch die Entfachung 
einer rassistischen Kampagne und Kriegs­
~sycbose gegen die arabischen Olstaaten 
(s . auch S. 3 in diesem Heft) . 
Dabei wird naturgemäß die Legitimität der 

Naim el Ashhab 

Die «Ölmilliarden» 
- zwei Wege ihrer 

Verwendung U.Teil1 
Tro~z kolonialer Sklaverei und imperialisti ­
scber Herrschaft , die jahrbundertelang ein 
Hindernis auf dem Wege der natürlichen Ent ­
wicklung von Asien , Afrika und Lateinamerika 
bildeten, hat die grOßzügige Natur einige 
dieser Länder mit lebenswichtigen und wert ­
vollen Bodenschätzen, speziell mit 01 , ver­
sehen . Diese Naturreichtümer können heute da­
zu genutzt werden, sehr rasch sowohl die 
RÜCkständigkeit dieser Länder zu überwinden 
als auch ihnen zu belfen , den modernen Stand 
der Zivilisation zu erreichen, wenn in die ­
sen Ländern die finanziellen Hilfsquellen in 

konstruktiver Weise genutzt werden . 

Ich möchte betonen , daß das Obengessgte nicht 
die vollständige Befreiung von der imperia­
listiscben Herrschaft bedeutet , besondere 
nicht auf dem Gebiet der Ol inveetitionen . 
Selbst wenn eine vollständige Nationslisie ­
rung der Olquellen und der Ol gewinnung durch­
geführt würde , versuchte das kapitalistische 
Olmonopol weiterhin , den Löwenanteil an den 

Nutzung der OleinkünIte zur beschleunigten 
Überwindung der ökonomischen RÜCkständig­
keit der Entwicklungsländer ignoriert . Un­
terschlagen wird auch die - je nach dem 
Charakter der Staatsmacht bzw . dem Ent ­
wicklungsweg dieser Länder - unter schied­
liche Verwendung der "Olmilliarden " im In­
teresse des arbeitenden Volkes oder des 
Imperialismus und der priVi legierten Ober­
schichten . 

Dieser Frage ist Naim el Ashhab im ersten 
Teil einer Untersuchung nachgegangen , die 
er auf dem "2 . Internationalen Seminar 
iJ."ber Erdöl und Robsto f fe" im November 1974-
in Bagdad (vgl . AlB Nr . 11 - 12/1974 , S . 
24- 27) vorlegt e . Er tut di es am Bei spiel 
der Ausgabepolitik der Olländer Irak und 
Iran , Saudi Arabien. 

Im zweiten Teil dieser Analyse , die wir im 
nächsten Heft veröffentlichen, setzt sich 
Naim el Asbhsb mit der Problematik des 
Einsatzes der "Olmilliarden" als Kapital­
anlagen in imper ialistischen Hauptländern , 
als Mittel zur Teilhabe an neokolnnislieti­
schen Projekten und als Instrument zur 
militäri schen wie politischen Bekämpf ung 
der nationalen Befreiungsbewegungen aus­
einander . 

enormen Profiten zu erlangen , die aus den 
der Olgewinnung nachgeordneten Arbeitsgängen 
erwachsen , aus dem Transport , der Verteilung , 
Reffinierung etc . 

Sprunghaft.r An.tieg von öl.inkÜnft.n und 
O.vi •• n,.. •• rv.n 

Ungeachtet der heutzutage vorherrschenden 
Verhältnisse in der Olproduktion in diesen 
Ländern kann man beobachten , daß die Olein­
künfte und die ZahlungSfähigen Ver mögenswerte 
gewal tig ansteigen . Ebenso kann man erwarten , 
daß Oleinkünfte und zahlungsfähige Vermögens­
werte kün!tig astronomische Höhen erreichen 
werden . 
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Währungsreserven der ölländer 
Jeweils Ende September in Minlarden Dollar ...... .-... ... .... .. _ ... , .... 

1973l1li 197 •• _ ........ .. UIIA .......... M.I 

,,-
Beispielsweise deuten Zahlen des Internatio­
nalen Währungsfonds darauf hin, daß die 

Rücklagen von Saudi Arabien die Devisenbe­
stände selbst einiger Industrieländer in Eu­
rops übersteigen . Im Mai 1974 hatten die 
Barreserven von Saudi Arabien eine Höhe von 
6 , 2 Mrd Dollar (im September 1974 bereits 
11.5 Mrd Dollar , d .Red . ) erreicht und über­
stiegen damit die Reserven eines hochent ­
wickelten Landes wie Italien, dessdn zahlungs­
fähiges Vermögen Ende Mai 1974 5 , 5 Mrd Dol­
lar errei chte . Die beschleunigte Anhäufung 
der Geldrücklagen veranschaulicht ein Be­
richt des Internationalen Vährungsfonds . Er 
zeigt , daß Saudi Arabiens zahlungsfähiges 
Vermögen im ~pril 1974 5 . 5 Hrd Dollar be­

trug . Noch am " . Dezember 197; hatten sich 
diese Reserven an Bargeld auf 3,9 Mrd Dollar 
belaufen , was in 5 Monaten einem Anstieg um 
8~ entspricht . 
Dss zahl ungsfähige Vermögen von Kuwait hat 
sich in den ersten 5 Monaten des Jahres 1974 
verdoppelt . Was den Iran betrifft, so er­
reichten die Reserven an Bargeld Ende Mai 
1974 3 ,8 Mrd Dollar, während sie zu Beginn 
des Jahres 1974 erst 1 , 2 Hrd Dollar betru­
gen . 

In einer Prognose für das kommende Jahrzehnt 
- die Beibehaltung des gegenwärtigen Ent­
wicklungs tempos vorausgesetzt und bei voll ­
ständiger oder teilweise Nationalisierung­
schätzt die WeltbaDk in ihren Berichten vom 
Juli 1974 , daß die Anhäufung von Geldreser­
ven der Mitglieder der "Organisation erdöl ­
exportierender Staaten" (OPEC) 1980: 650 Mrd 

Dollar und 1985 rund 1 , 200 Billionen Dollar 
erreichen könne . Das entspräche dem 12fachen 
Wert der US- amerikanischen Auslandsinvesti -

14tionen, die gegenwärtig über 100 Mrd Dollar 

1&1 •• . ••••. •• M,I _ .....• 
8CHWEIZ •• ,. ,., U 
GIIOI8IfI1' ..... 7t 
AUITIW8f. . • •. IJ 
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~ .... . U 
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betragen, d .h . 120 mal so viel wie die im Be-
sitz der US-Regierung befindlichen Goldre- ~ 

serven . 

Wenen InteruMn dienen die "Clmilliarden - ? 
Ohne uns der Sprache der Zahlen hingeben zu 
wollen . sehen wir uns doch ei nem Phänomen 
gegenüber, das gigantiSChe Ausmaße anniMmt . 

Von daher erhebt sich die entscheidende Fra­
ge: In wessen Interesse wird das Geld Verwen­
dung finden? 
Wird es genutzt als Gnadenengel, welcher au­
ßerordentliche Möglichkeiten verheißt für 
Aufbau bzw . Wiederaufbau , rür sozialen und 
ökonomischen Fortschritt, für die Wohlfahrt 
der Massen und tür di e Uberwindung von Rück­
ständigkeit und Ungerechtigkeit, die die 
imperialistische Vorherrschaft verursacht 
hat? 
Oder wird es eingesetzt als Dämon der Zer­
störung und des Bösen, zur Verschlimmerung 
der sozialen Ungerecbtigkeit und Unterdrük­
kung der ~teren Klassen im Interesse der 
privilegierten sozialen Klassen? 
Werden die Länder zu einer unabhängigen Ent­
wiCklung bingeführt, oder bindet man sie 
weiter an die internationalen Monopole an? 
Wird das Geld in den Dienst der Sache des 
Friedens in der Welt gestellt? Oder wird es 
anders kommen? 

Nach den GrundaufIassungen des Marxismus und 
Leninismus ist die Antwort hierauf in der 

Natur des jeweiligen politischen Herrschafts ­
systems zu suchen . Letztendlich handelt es 
sich um eine KlassenIrage . 
~en repräsentiert die politische Macht, die 
die enormen Ressourcen kontrolliert? In wessen 
Interesse werden diese Ressourcen letztlich 
genutzt? 



Um vom Allgemeinen zum Besonderen überzugehen , 
cuB man einen Blick auf die Art und Weiee 
werfen, wie einige der ölproduzierenden Län­
der in unserer Region mit i.hren Eickün.ften 
verfahren . Dies wird uns helfen, die Natur 
und Spezifik der Kanäle zu enthüllen . in die 
diese EinkÜnfte fließen . 

Verwendung der Olelnkünft. Im Irak 
Beginnen wir mi t dem l.rak, wo wir uns beute 
anläßlich dea 2 . Internationalen Seminars fUr 
Erdöl und Rohstoffe versammelt haben . 
Hier im Irak bilden die öleinkünfte einen 
grundlegenden Posten des Staatshaushalts . 
Während dieser Anteil der öleinnahmen am 
Staatshaushalt ~ erreicht , macht er am 
wirtschaftlichen Entwicklungsplan einen An­
teil von ~ aus . Die irakischen Öleinkünfte 
werden dieses Jahr auf 2 .0 Mrd Irakische Di ­
nar (1 Dinar (ID) '" ca . 10 DM) geSchätzt , wo­
von 1,029 Mrd ID dem wirtschaftlichen Ent ­
wicklungsplan - genannt Investitionsprogramm 
- zugewiesen sind . Weitere 771 Mio 1D fließen 
dem normalen Haushaltsbudget zu . 

Um die Bedeutung der Nutzung von öleiDkünften 
im Dienste der wirtschaftlicben Entwicklung 
abzuschätzen , ao SCheint es uns - in Ober­
einstimmung mit den Aussagen von Präsident 
El - Be.k..r in einer Rede aJIl 17 . Juli 1974 -, 
daß die Entwicklung der staatlichen WL~­

scbaftssekto r en - die ölindustrie ausgeklam­
mert - den Stand vom Vor jahr um 1}% über­
schreiten wird . Die Rate des irakisehen Wirt ­
scbaftswacbstums - ohne die ölindustrie - er­
reichte im Planungs zeitraum 1970- 74 jährlich 
14%. und übertraI damit die ursprünglich ver­
anschlagte Wachstumsrate um das Doppelte . 

Die ÖI-MUliarden 

'"'*_.1' t. t, 

Das Pro-Kopf -Einkommen wird um }3% steigen. 
Die vorläufigen Schätzungen tür den zukünfti ­
gen Entwicklungsplan im Irak gehen unter Zu­
grundelegung der Preise von 197} dahin, daß 
der Umfang der Investitionen in den veractlie­
denen SektOren 5 Mrd Dinar überschreiten wird . 
Davon sind 400 Mio Dinar für die Entwicklung 
von Industrie und Landwirtscbaft vorgeseben , 
1 .360 Mrd für Transport- und Verkehrsmittel, 
1 ,400 Mrd für Berufsausbildung, Erziehungs - , 
Gesundheits- und Umweltprojekte. 
Von den oben erwähnten Daten wurden allein 
350 Mio Dinar für Entwicklungaprojekte der 
kurdischen Region zugeteilt und bereits aus­
gegeben , und im gegenwärtigen Investitions­
programm sind große Summen zur speziellen 
wirtschaftlichen Förderung dieser Region ver­
anschlagt . Von der Summe von 710 Mio Dinq.r , 
die den Hauptsektoren im Investitionsprogramm 
zugewiesen sind , wurden 100 Mio für die auto ­
nome kurdische Begicn bereitgestellt - zu­
sätzlich zu den 40 Mio Dinar, die zur Über­
windung der Rückständigkeit une für dringende 
Vorhaben in diesem Gebiet verwendet werden . 

Was kann man aus eiesen Angeben und Beispie­
len schlußfolgern? 

Ich möchte an dieser Stelle betonen. daß es 
mit weder obliegt , die Ausgabenpolitik der 
irakischen Regierung zu verteidigen, noch 
zu beurteilen, ob jeder irakiscbe Dinar sm 
ricbtigen Ort Verwendung findet . Das ist 
nicht meine Aufgabe . I ch befasse mich viel­
mehr mit einigen allgemeinen Trends . 

(1) Die irakischen öl einkünfte werden bie auf 
den heutigen Tag genutzt , um die na~ionale 
Wirtechaft zu entwickeln und um. sie zur re ­
schen Verminderung der traditionellen Ab­
hängigkeit von einem einzigen Produkt einzu­
setzen , welche die Imperialisten trüber er­
fOlgreicb zur Konservierung ihrer Vorberr­
schaft nutzten . Auf diese Weise wird der An­
teil der ÖleiDkün.fte 8.IIL Nationaleinkommen des 
Irak allmählich zugunsten der Entwicklung an­
derer Produktionszweige verringert . 

(2) Die irakischen Öleinkünfte werden außer­
dem genutzt, um bessere soziale Fürsorgemaß­
nahmen und mehr soziale Gerechtigkeit in 
der Verteilung des Nationaleinkommens sicher­
zustellen . Das zeigt sich beispielsweise an 
der kostenlosen Ausbildung , die mit Beginn 
des Jahres 1974 auf allen Ebenen gewährt wird 
oder an der besonderen Förderung , die man den 
rückständigen Landesteilen einschließlich der 
kurdischen Regionen zuteil werden läßt . 
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(3) Die irakischen Oleinkünfte spielen eine 
wichtige Rolle bei der Entwicklung des staa1.­
lichen Sektors als des führenden Sektore in 

der Wi r tschaft , der die Ausweitung der wirt ­
schaftl i chen Planung bestimmt und der von 
hoher Bedeutung bei der Zurückdriingung des 
Privatkapitals und bei der perspektivischen 
Durchsetzung des Sozialismus ist . Das wird 
in der Charta der Nationalen Front bekräftigt . 
Auf di es er Grundlage r eifen objektive Voraus­
eetzungen heran, die irakische Allianz der 
revolutionären und fortschrittlichen Kräfte 
noch enger zu schmieden . 

(4) Die irakiechen Öl einkünfte tragen zur 
Stärkung des Kampfes gegen Imperialismus . 
Zionismus und Reaktion in der Region bei . 
Dies wird deutlich an der Rolle, die die 
irakischen St r eitkräfte im Oktober 1973 ge­
epielt haben und an den finanziellen Zuwen­
dungen für Syrien . 
Gleiches trifft auch - in anderem Zusammen­
hang - für Aigerien zu . 
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Die Kehneite der Medaille: Iran und Saudi Arabien 

Was geschieht mit den Oleinkünften in Saudi 
Arabien und im Iran. die bei weitem die des 
Irak üllersteigen? 
Die öleinkünfte des Iran werden au! 20 Mrd 
Dollar Jährlich geschätzt und rangieren un­
mittelbar nach Saudi Arabien . 

Es ist offensichtlich , daß die herrschenden 
Kreise des Iran nach ihren Erf~en der 
fünfziger Jahre , als ihr Herrschaftssystem 
dem Zusammenbruch nahe war, erkannten , daß 

das sicb Stützen auf eine schmale soziale 
Basis von Feudalherren und Stammesführern 
mit der Hebung des Bewußtseins der Volksmas­
sen unhaltbar und zu engbegrenzt geworden 
war . So baben sie schrittweise die Ausweitung 
der kapitalistischen Produktionsweise geför­
dert , um die soziale Basis ihres Herrschafts­
systems gegen jedes revolutionäre Aufbegehren 
zu erweitern und zu stabilisieren. 

Dieser Trend trifft sich mit der Natur des 
zeitgenössischen Imperialismus . Und entspre ­
chend dem Ubergang zum Kapitalismus oder So­
zialismus in den meisten Entwickhmgsländel'n 
wurde im Iran der kapitalistische Entwick­
lungsweg in Stadt und Land durchgesetzt . 

Saudi Arabien folgte, die Natur seiner Gesell ­
schaft in Rechnung stellend , dan Spuren des 
Iran . Prüher war die Wendung zum Kapitalis­
mUB. vom vorherigen Zustand aus gesehen, an 
sich progressiv . Denn der Kapitalismus war 
der einzige Weg zum Fortschritt , bevor er 
sein Stadium des Zerfalls und des Niedergangs 
erreichte , und bevor er unausweichlich den 
Sozialismus auf die Tagesordnung setzte , wel ­
cher den Völkern den Weg zum beschleunigten 
Fortschritt in sozialer Gerechtigkeit eröff ­
nete . Aus historischer Sicht verliert daher 
die Durchsetzung des Kapi talismus in den Ent­
wicklungsländern ihren progressiven Aspekt 
gegenüber dem Sozialismus . 

Beleuchten wir die Art und Weise, wie der 
Iran und Saudi Arabien ihre enormen Olein­
künfte verwenden und ob ihre Ausgabenpolitik 
im allgemeinen dem Fortschritt und dem Frie-



den für ihre Völker, für die Völker in der 
Region und in der ganzen Welt dient . 

Wlrtschoftapolitik in ImjMriolistisdl.n Bahn. n 

Diese Ausgaben werden verwendet für den Im­
port von einigen Produktionsanlagen, für 
Geldrücklagen, für Kapitalinvestitionen in 
Banken, auf Finanzlllärkten und in kapitalisti­
schen Unternehmen sowie für die Teilhabe an 
imperialistischen Operationen. 
Eine sogeartete Ausgabenpolitik ~ber stellt 
eine Gefahr dar , die einer eingehenderen Un­
tersuchung und vissenschaftlichen Oberprüfung 
bedarf, zumal der Aspekt der politischen Sub­
version in der Region noch hinzukommt . 
Importier~ werden von diesen Ländern vor al­
lem Konsumgüter zur Befriedigung der Extra­
vaganzen der herrschenden Klassen . 

Die imperialistischen Länder erhöhen die 
Preise ihrer Exportgüter, um das auszuglei ­
chen , was sie an die ölproduzierenden Länder 
zahlen . So geht die Preiserhöhung für Rohöl 
einher mit Preiserhöhungen für die Konsum­
güter , die von diesen Entwicklungsländern für 
das exportierte öl eingekauft werden . 

Was den Import von ProduktionsanIagen he­
trifft , so ist neuerdings nach dem Oktober­
krieg von 1973 zu beobachten , daß Saudi Ara­
bien z .B. mehrere Abkommen für Industriean­
lagen - die Waffenproduktion ausgenommen -
mit Frankreich, Japan , den USA und anderen 
abgeschlossen hat . 
Iran ist ihm auf diesem Wege - unter Ausnut­
zung der ökonomischen Beziehungen auch zur 
UdSSR - vorangegangen . 
Zunächst wird der Import von industriellen 
Produktionsanlagen seitens des Iran und Sau-

di Arabiens durch folgende Faktoren be­
schränkt : 

(a) Der Import steht im Dienst des dominie­
renden ausländischen und einheimischen pri­
vatkapitalistischen Wirtschaftssektors . Die 
Entwicklung des unter Kontrolle der Regierung 
- welche über die Mehrheit der öleinkünfte 
verfügt - befindlichen Industriesektors 
bleibt begrenzt , was eine Entfaltung des 
staatlichen Sektors nach den vorhandenen gro­
ßen Möglichkeiten verhindert. Polgerichti~ 
ergibt sich daraus eine Verlangsamung des 
Entwicklungstemp08 des Landes . 

(b) Diese Operation vollzieht sich innerhalb 
der vom neuen Imperialismus vorgegebenen 
Bahnen . Dies geschieht entweder durch die Be ­
teiligung ausländischer Monopole als domi ­
nierenden Partnern des staatlichen Kapitals 
oder des einheimischen Privatkapitals, oder 
dadurch, daS die Einrichtungen abhängig ge­
macht werden von ausländischem technischem 
Know-hOW und der Zulieferung von Ergänzungs­
teilen. Genau darauf arbeiten die monopoli­
stischen Unternehmen bei der Konstruktion 
der Einrich~ungen hin . Oder dies geschieht 
dadurch , daß sie für die (in Staatsunterneh­
men gefertigten, d .Red . ) Waren, die der pri­
vatkapitalistische Sektor benötigt , nur den 
Kostenpreis verlangen, ungeachtet der daraus 
resultierenden hohen privaten Sonderprofite . 
Diese staatliche SUbventionierung des Privat ­
kapitals ist der Situation in der Kohleindu­
strie in England vergleichbar. 

(Quelle: Baghdad Becond International Seminar 
"Oil and raw materials" , 1-4 Novem­
ber, 1974, National Council for 
Peace and Solidarity, DocUt:lent No . 
2/3 , P. 1- 7) 
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Lateinamerika 
Erstmalig fand im Oktober 1974 in Panama City, 
aer Hauptstadt der Republik Panama , eine Ta­
gung des Büros des Präsidiums des Weltfrie ­
densrates auf lateinagerikanischem Boden 
statt . In Fortfübrung der Ergebnisse des Welt­
kongresses der Friedenakräfte vom November 
1973 nahmen an der Tagung in Panama auch 
zahlreiche Vertreter der antiimperialisti­
sehen Bewegung Süd- und Mittelamerikas teil . 
Neben einem "Appell an die Völker Lateiname ­
rikse" I neben Resolutionen zur Solidarität 
mit Ch~le und Panama sowie Entschließungen 
gegen die multinationalen Monopole und den 
Faschismus in Lateinamerika verabschiedete 
die Tagung eine "Allgemeine Erklärung zu den 
Problemen Lateinamerikss". die wir in vollem 
Wortlaut abdrueken . 

Dieses Dokument setzt die gegenläufigen Ten­
denzen von positiven antiimperlslistischen 
Veränderungen auf dem Kontinent zu der Stra­
tegie faschistischer Putsche ins Verhältnis 
und weist das allgemeine SCheitern der inter­
ventions- und Bevormundungspolitik der USA 
gegenuoer den Staaten und Völkern Lateinnme­
rikas nach . Da s Dokument begründet die Not­
wendigkeit der Herstellung einer kontinenta­
len antiimperialistischen Einheitsfront so­
wie der Schaffung einer neuen kontinentalen 
Staatenorganisation - unter Einbeziehung des 
sozialistischen Kuba und ohne die USA . 
Im Januar d . J . hagelte es gegen das von US­
Präsident Pord in K.raft gesetzte neue .Außen­
handelsgesetz ("Trade Ilill") in den latein­
amerikanischen Hauptstädten Proteste . Dieses 
Gesetz droht allen Ländern ökonomische Be­
striktiODsmaßnahmen an , die US-Konzerne ent­
eignen oder Rohstoffvereinigungen wie der 

OPEC angehören . Von Venezuela wurde die 
"Trade Bill" mit weiteren Nationalisierungs­
IIl8ßnahmen , von Argentinien mit der Abs!lge 
der Ende März d . J . l.Jl Buenos Aires geplan­
ten OAS-Konferenz beantwortet . Wsshington 
versuchte derweil durch eine Korrektur sei­
ner OAS-Polit:ik einzulenken : Anfang M'"lirz d . J . 
erklärte die US- Regierung erstmalig ihre Be­
reitschaIt, einer offiziellen Beendlgung des 
Wirtschaftsboykocts gegen Kuba zuzustim=en . 
Ob es i hr jedoch gelingen wird, den stinken­
den Leichnam GAS weiter um Leben zu erhalten, 
scheint heute unwahrscheinlicher denn je zu­
vor . 

Tagung des Weltfriedensrats in Panama 

Allgemeine Erklärung 
zu den Problemen Lateinamerikas 

Die Initiative des Büros des Präsidiums des 
Weltfriedensrates, erstcalig in Lateinameriks 
zu tsgen, ist eine weitere Verwirklichung des 
Trsumes von Bolivar, (1) dem es gelang , in 
Panama den ersten "Congreso A.ntifictionico" 
durchzuführen . Dieser befaßte sich mit der 
nach der Unabhängigkeit der südamerikaruscben 
Kolonien zu verfolgenden Politik . 
Es ist daher nicht zufällig , daß diese Tagung 
im Herzen Amerikas , in Panama, stattfindet . 
Denn das entschlossene Eintreten dieses Lan­
des für die Rückgewinnung der vollen Souve ­
ränität über die Kanalzone , rür die Verteidi ­
gung seiner Wirtscba!t und für eine interna­
tionale Zusammenarbeit zum gegenseitigen Vor­
teil symbolisiert den gemeinsamen Beschluß 
der lateinamerikanischen Völker, dem I mperia ­
liamus ihre volle Unabhängigkeit abzuringen 
- was in Kuba bereits erfolgreich geschehen 
ist . Dieses Ziel wollen aie erreichen durch 
ökonomische und soziale Umgestaltungen in ih­
ren Ländern, durch wahre Ent'Nicklung und 
durch die Beseitigung der empörenden Privile­
gien und Ungerechtigkeit , des Hungers, des 
Elends und der Rücklftändigkeit, unter denen 
Millionen SW1amerikaner leiden . 
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Die Lage in Lateinamerika ist heute gespann­
ter denn je , crber auch aussichtsreicher denn 
je. Ehemals eine "Reserve" bz.w . ein "Hinter­
h.of" der USA , bat: es sicb im letzten Viertel­
jahrbundert zu einem riesißen SchLaebtfeld 
entwickelt, ~U! welchem det' US- Imperiali smus 
auf die Völker trifft , die entschlossen 8~nd , 
die Abhängigkeit ein für allemal abzuschüt ­
teln . 
Mi t dem Erfolg der kubanischEn Revolution und 
deren anschließender Festigung ist ihr Kampf 
in eine neue ermutigende Phase eingetreten . 

Politik der multinationalen Monopole und der USA 

Wie die Erfahrung in Chile zeigt , entwickeln 
und verstärken die mul tinationalen Monopole 
die Technik des volksfeindlichen Putsches. 
Noch skandalöser ist aber die Tatsacbe, daß 
Präsident Ford ebenso wie Außenminister Kis­
singer unter Bezugnahme auf die vo~ den USA 
über ihre Beteiligung an den tragischen Er­
eignissen in Chile gemachten Enthüllungen be­
haupten , daß sie "den Interessen dcs chileni ­
schen Volkes und sicher auch unseren Inter-



essen" entsprochen haben . Diese Haltung ist 
eine Verletzung der UNO- Char ta und aller Nor­
men des Völkerrechts und muß von der Weltöf­
Ient lichkeit und allen , di e das Recht der 
Völker auf Selbstbestimmung verteidigen , ent ­
schieden zurückgewiesen wer den . 
Die verschiedenen subtilen und brutalen Metho ­
den , die von den USA und ihren Agenten und 
multinational en Monopolen eingesetzt werden , 
um das Bestreben der lateinamerikanischen Völ­
ker zu begrenzen , zurück zudrängen und zunich­
te zu machen, s i nd gut bekannt. Sie werden 
oft verurteilt . Von der dir ekten Einmischung 
in die inneren Angelegenhei ten der Länder bis 
zur ökonomischen Aggression, Subversion , Er­
pressung , ideologischen, pOlitischen , mili­
t ärischen und kulturellen Penetration wird 
mit allen Mitteln - auch mit den schändlich­
sten und illegalsten _ ver sucht , die Unter­
drückung und den unannehmbaren status quo zu 
erhalten. 
Es ist eine wachsende Unterstützung für die 
reaktionären Regime des Kontinents und die 
Verschwörungen zur Einsetzung neuer faschi ­
stischer Regierungen wie in Chile , Brasilien, 
Bolivien und Uruguay festzustellen . Es wer­
den internationale Verleumdungskampagnen ge­
gen die Länder gestartet, die Maßnahmen gegen 
die US- Truste treffen , wie Peru , Venezuela , 
Panama, Argentinien, Ekusdor, Mexiko und 
Costa Rics, und Repressalien gegen sie ergrif­
fen . Der brasilianische Imperialismus und 

sein Anspruch auf die politische Hegemonie 
in diesem Raum werden ermutigt . So wird im 
südlichen Teil Lateinamer ikss eine für den 
Frieden ~elährliche Lage geschaffen . Gleich­
zeitig w1rd der grausamen Unterdrückung der 
Demokraten, Patrioten und Freiheitskämpfer 
in Chile , Brasilien , Uruguay , Paraguay , Boli­
vien , Guatemala , Haiti und Nikaragua und an­
deren Ländern techniSChe Hilfe geleistet . 
Die US-Monopole erweit ern in Zusammenarbeit 
mit der US- Diplomatie den Umfang ihrer Ope ­
rationen . Darin zeigt sich ihre anmaßende 
Baltung und daß sie nicht bereit sind , zu­
rückzuweichen . Das läßt sich an Hand der Ver ­
schlechterung der Lage in Argentinien und 
der Manöver gege~ andere Länder nachweisen . 
Ihr Bestreben geht grundlegend dahin , die 
Volkskräfte und die antiimperialistische Front 
zu spalten und den Regierungen Schwierigkei_ 
ten zu schaffen , die in der einen oder ande ­
ren Weise ihre Rohstoffe und ihre Volkswirt ­
schaft verte10igen und eine unabbSngige AU­
ßenpolitik betreiben. 
Es sind in der letzten Zeit Ereignisse einge ­
treten , die unter allen wiChtigen Aspekten 
ausgewertet werden müssen . 

Sdleitem der Kuba-Blockade und der OAS 
Dr . Kissinger hat die AuBenminister Amerikas 
neulich zu einem "neuen Dialog" aufgefordert , 
um die Struktur und die Grundlagen der Be­
ziehungen zwischen den Ländern der westlichen 
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Hemispbäre zu überprüfen und eine gemeinsame 
inter - amerikaniscbe Folitik festzulegen . 
Die Tatsachen zeigen jedoch, daß es nicht 
möglich ist, diese Beziehungen zu verändern 
oder einen "neuen" Dialog aui'zunehmen, solan­
ge der Imperialismus auf seiner Hegeconie und 
den uoerholten Strukturen der Unterdrückung 
beharrt. 
Aus diesem Grunde ergreifen daher verschiedene 
Regierungen trotz der Mißbilligung Washingtons 
Maßnahmen zugunsten ihrer Länder . Das ist ein 
Ausdruck der wachsenden machtvollen Forderun­
gen ihrer Völker . 
Ein Beispiel hierfür ist Kuba. Acht latein­
amerikanische Länder haben bereits Beziehun­
gen zu ihm aufgenommen, und weitere stehen 
kurz vor der Aufnahme von Beziehungen . 14 
Länder haben gefordert, die unsinnige Verur­
teilung Kubas außer Kraft zu setzen, die auf 
Order der USA durch die OAS (2) ausgesprochen 
wurde. Die I solierung , die damit dem Vater­
land Martis (3) aufgezwungen werden sollte, 
richtet sich jetzt gegen den Imperialismus 
selbst und greift auf dem Kontinent immer 
mehr um sich. 
Was heute not tut, ist eine echte regionale 
Organisation - wie die OAU in Afrika - die 
ein wahrer Vertreter der Länder südlich des 
Rio Bravo ist . Das heißt, eine Organisation 
der lateinamerikanischen Stasten, welche die 
Interessen ihrer Völker verteidigt. Das wür­
de die Beendigung so lcher Verträge wie des 
Vertrages von Rio de Janeiro aus dem Jahre 
1948 bedeuten, die weiter nichts als Instru­
mente des Imperialismus zur Unterjochung un­
serer Völker waren. 
Ein Bsispie1 für die in Lateinamerika vor 
sich gehenden Veränderungen ist die gerechte 
Haltung Panamas hinsichtlich der ~iederher­
stellung seiner vollen Souveränität über die 
Kanalzone . (4) Der breite und seHiat10se 
Kampf des Volkes und die Entschlossenheit sei­
ner Regierung tragen Früchte. 
Das hat dazu geführt, daß der UNO- Sicherheits­
rat Mitte 1973 in Panama eine Tagung durch­
führte, auf welcher die sozialistischen, die 
nichtpaktgebundenen, die lateinamerikanischen 
und andere Länder a1lssitige Unterstützung 
zum Ausdruck brachten. 
Panama muß großs internationale Unterstützung 
erhalten. Wir bekräftigen hier, daß der Welt­
friedensrat seine Kampagne unvermindert fort ­
setzen wird, damit dieses Land schließlich 
einen neuen Vertrag und volle ZuIriedenstel ­
lung in seinen rechtmäßigen Forderungen er­
hält . 
Die positiven Veränderungen, die in Lateiname­
rika in der Haltung der Regierungen und Vö1-

ker vor sich gehen, sind offensichtlich , vor 
allem in der Mißbilligung der imperialisti­
schen Politik der USA. 
Ein Beispiel ist das kürzliche historische 
Handeln und die Entschlossenheit der Regie ­
rung und des Volkes Venezuelas . Au! die Dro­
hungen der US-Regierung mit 6konomischen Re ­
pressalien nach dem Beschluß Venezuelas , den 
Profit aus seinen Naturschätzen, dem Öl , in 
seine Bände zu nehmen, wurde eine lobenswerte 
Antwort gegeben . 

Ein Beitrag hierzu ist die korrekte Haltung 
und der Geist der vernünftigen Zusammenar­
beit, die von Argent inien an den Tag gelegt 
werden. Es hat dem kubanischen Brudervolk 
einen Kredit von 1 200 Millionen Dollar an-
geboten . Das ist inDofern da hier-
mit die Kuba willkürlich B1ok-
kade durchbrochen 
Feststellung ist 
und das Volk von 
der ökonomischen 
keit einSChlagen . 
der Monopole an der Ausbeutung der 
cen hsgrenzt und die Ö1förderung unter 
liehe Kontrolle gestellt, so daß sie im 
teresse des Landes erfolgt . 
In möchten wir die konstruk-
t;~~nI~::~:;~t!:;~ Außenpolitik hervorhe-b auf der Linie des W'irkens 
unserer Völker und einiger Regierungen gegen 
die imperialistische Vorherrschaft und Pene­
tration. Mexiko ist das einzige Land, das 
nicht den Anweisungen der OAS zur Einstellung 
der Beziehungen mit der Republik Kuba folgte . 
Außerdem hat Mexiko in den letzten Jahren 
die Forderung nach Einstellung der Blockade 
auf internationaler Ebene erhoben . Die von 
der Regierung Mexikos der UNO unterbreitete 
Charta der OKonom1schen Reohte und Pflichten 
der Staat sn (5) ist ebenfalls ein bedeuten­
der Beitrag zur unabhängigen Entwicklung , dem 
sozialen Fortschritt und dem Recht unserer 
Völker, ihre Rohstoffe und Nsturreiehtümer 
zu nationalisieren und für sich zu nutzen . 
Der Bei trag Mexikos zur Verteidigung des .Frie­
dens, zur friedlichen Koexistenz, gegen das 
Wettrüsten und zur Solidarität mit dem chi l e ­
nischen Volk sind nur einige wenige hervorra­
gends Beispiele für die Bekräftigung der tief 
verwurzelten nat ionalen , antitmperialistis chen 
Traditionen in Verteidigung der nationalen 
Souveränität, durch welche diese positive 
Außenpolitik gekennzeichnet ist . 
Im Zusammenhang mit der oben geschilderten 
Situation ist auch die Tatancbe zu sehen , daß 



Peru seinen revolutionären ProzeB vertieft 
~dem öffentlichen Besitz Vorrang gibt . Es 
hat die wichtigsten Zeitungen , die im Dienste 
der Oligarchie und der ausländischen Trusts 
standen , enteignet und volkseigenen Gesell­
schaften übergeben . Es tritt für die Selbst­
bestimmung und Souveränität der Völker ein . 
Es betreibt eine Politik des Friedens und 
des sozialen Fortschritts und hat die Auf­
rüstung eingefroren . 
Das Auftreten des Volkes und der Regierung 
Costa Ricas ebenso wie Panaaas und Honduras ' 
gegen die ökonomische Aggression seitens der 
USA hinsichtlich der Bananenerzeugung ver­
dient eine besondere Würdigung, ebenso ihre 
Hal tung im Zusam.menhang mit der Bl ockade ge­
gen Kuba und für die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zu den sozialistischen Ländern . 
Diese Verhaltensweise ist ein wertvoller Bei ­
trag zur Politik der internationalen Ent­
spannung und Zusammenarbeit . 

Die Strategie fasdli.ti.dler Putsdle 
Um diesen begrüßenswerten Tendenzen entgegen­
zuwirken, beschwört der Imper~alismus ge­
fährliche Situationen herauf. Es besteht ein 

Plan , die Freiheit zu ersticxen, der sich 
auf mehrere Länder erstreckt . So wurde das 
demokratische Leben in Uruguay beseitigt und 
faschistische Putsche in Bolivien und Chile 
inszeniert . 
Der faschistische Putsch in Chile wurde in 
den Büros der tranenationalen Monopole vor­
bereitet und von der Cl! ausgeführt . Sein 
Ziel bestand darin, den ausländischen Monopo­
len und der einheimische~ OligarChie ihre 
Vorrecbte zuruckzugeben . In d~esem einen Jahr 
des Terrors und des Hungers, die über die 
gesamte Nation gebracbt worden sind, hat sich 
das faschistische Regime in Chile als eine 
Gefahr für den gesamten Raum er wiesen . Es be ­
drobt den Frieden und die Souveränität der 
Völker Südamerikae , da es als Sprungbrett für 
die zukünftige militärische und ökonomische 
Unterdrückung des Raumes dient . 
Die Diktatur in Uruguay greift zu brutaler 
Unterdrück~ und systematischer grsusamer 
Folterung . S~e füllt die Gefängnisse mit Tau­
senden Patrioten, die als Geiseln festgehal ­
ten werden . So wird versucht, den heldenh&! ­
ten und gerechten Kampf des Volkes um die 
Wiedererlangung der Unabhängigkeit , Souverä­
nität Freiheit und Demokratie , die an die 
einheimische Oligarchie und den USA-imperia­
lismus verschachert worden sind , zu ersticken. 
Der Angelpunkt in Plan ist die mili -
tär-faschistische die 
kein Geheimnis aus , 
sich im Auftrage Washingtons die Hegemonie 
in diesem Raum anzueignen . Im Rahmen seiner 
eXpSDsionistischen Pläne betreibt Brasilien 
ein groBes Wettrüsten . Das stellt für seine 
Nachbarn eine Gefahr dar . 

KonHikth.rde In Mlttelomerllca 

Die seit langem in Mittelamerika schwelenden 
Aggressionen verschärfen sicb. Mit Unterstüt­
zung der in Nikaragua, Guatemsla und EI Sal­
vador eingesetzten reaktionären Regime ver ­
sucht der Imperialiemus , seine Zügel über 
aolcha fortschrittlichen demokratischen Län­
der wie Costa Rica und Honduras zu werfen . 
Hondurss ist ein Land , wo gewisse ökonomische 
und soziale Reformen durchgeführt werden und 
ein nationaler Entwicklungsplsn in Angriff 
genommen wird . Ferner ist der Konflikt zwi ­
schen Honduras und EI Salvador , ebenso wie 
der koloniale Zustand in Belize , nach wie 
vor eine latente Gefahr für den Frieden in 
Mittelamerika . 
Besonders tragisch ist der Fall Guatemala. 
Seit Jahren werden mutige Bürger , di a fur 
Demokratie und nationale Unabhängigkeit kämp ­
fen, systemetisch gefoltert und ermordet . 
Die brutalen Methoden , zu denen das Regime 
greift, erinnern an die schlimmsten Beispiele 
des Fasohismus . Die Völker müssen durch Pro­
test- und So11daritätssktionen dazu beitra­
gen, dieser Tragödie ein Ende zu machen . 
Auch verdienf~n Jamaika , Guyana , TTinidad , To ­
bago und Barbados erwähnt zu werden . Ubwohl 
unabhängig , haben sie um ihr Bestehen und die 
Festigung ihrer oKonomischen Unabhängigkeit 
zu kämpfen . 
Auch müssen wir der auf den Kleinen Antillen 
berrschenden Lage Rechnung tragen . Hier ist 
,in sehr positives Streben nach Befr eiung 
zu verzeichnen . 
In diesem Rahmen muß auch die Notwendigkeit 
bekräftigt werden, alle noch in Amerika vor­
handenen Überreste des Kolonialismus zu be­
seitigen. 
Die oben dargelegten Faktoren haben in La­
tainsmerika zu einer Eskalat ion der Aufrü­
st~ geführt . Diese erhöht noch die Kon!likt­
mögl~chkeiten zwiscben Nachbarländer n , bringt 
den Völkern gröBere Armut und verstärkt den 
von den faschistisohen Regier~en gegen den 
Volkskampf eingesetzten Unterdruckungsepparat . 

UberTflttl de. Kolonlalilmu.: Bei.piel Pueno lico 

Wir müssen betonen , daß keine Oberreste des 
Kolonialismus in Amerika akzeptiert werden 
können, wie z .B. in Puerto Rico, das seit 
Ende des vorigen Jahrbunderts von den USA be­
setzt ist . (6) Die patriotischen Krätte dia ­
ses Brudervolkes führen einen beharrlichen 
und mutigen Unabbängigkeitakampf . 
Der Beschluß des UNO-Entkolonialisi erungs­
Ausschusses, daß die UNO-Erklärung zur Unab­
hängigkeit für die Kolonien auch im Falle 
Puerto Rico anzuwenden ist , ist von der UNO­
Vollversammlung zweimal bestätigt worden . 
Auch wurde dieser Beschluß von der Konferenz 
der nicbtpaktgebundenen Länder 19?3 in Algier 
und vom Weltkongreß der Priedenakräfte im 
Oktober des gleichen Jahres in Moskau r atifi ­
ziert . Die USA tragan aber weder der UNO- Er­
klärung noch den Bescblüssen der anderen 
Gremien Rechnung . 
Im Gegenteil, die U8-Monopole verstärken ihre 
Aktivität in diesem Lande . Sie wollen die 
groBen Vorkommen an Kupfer , Nickel und an­
deren Metallen an sich reiBen . Daraus ebenso 
wie aus dem beabsichtigten Bau eines groBen 
OlhaIens ergibt sich die Gef ahr , das das o"ko ­
logische Gleichgewicht in Puerto Rico gestört 
und seine Naturschätze ruiniert werden . Duit 
wird die hemmungslose Ausbeutung dieser Insel 
noch verstärkt . Gleichzeitig steigt die be­
reits hohe Auswanderungsrate der Puertorica­
ner , die zusammen mit der einem Genozid 
gleichkommenden Ueburtenkontrolle das Beste ­
hen dieser lateinamerikanischen Nation be­
drobt . 
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Es kann nicht zugelassen werden, daß zu einer 
Zeit da die Entkolonialieierung in der gan­
zen Welt erfolgreich vorangeht , die USA das 
Verbrechen des Kolonialismus gegen Puerto Ri­
co rort8et~en dürfen . Die 1nte~nationale Kon­
ferenz, die unter der Patenschaft des Welt ­
!riedeDerates zur Unterstützung des Volkes 
von Puerto Rieo im September 1975 in Havanna 
durchgeführt werden soll , muß Bedi~en. 
schatfen, die den Befreiungskampf begunst1-
gen und zum Siege desselben rUhren . 
Ebenso kann die Art und WeiBe nicht geduldet 
werden , in der Großbritannien im vergangenen 
Jahrhundert mit Waffengewalt die lalk1and­
Inseln an sich gerissen hat . Diess gehören 
zum argentiniechen Territorium . Es i8t .. di~ 
Zeit gekommen, da alle international mog11-
eben legalen Mittel eingesetzt werden müssen , 
damit GroBbritannien Argentinien diese In­
seln unverzüglich zurückgibt . 
Wir ziehen hier eine traurige Bilanz . ~ 
puertoricanieche Patriot~n werden ~eit,uber 
20 Jahren in US-amerik~schen Gef~ssen 
eingekerkert gehalten. In Paraguay befinden 
sich 3 Menschen seit 16 Jahren in den Ver­
liesen der Stroessner- Diktatur. (7) Diese 
beiden Gruppen pOlitiecher Gefangener sind 
die in Amerika am längsten Eingekerkerten . 
Darüber hinaus werden fast tägliCh zahllose 
Kämpfer für die Rechte ihrer Völker eing~­
kerkert, gefoltert und ermordet: in Bras17 
lien und Chile , in Uruguay und Paragua,y , Ln 

Guatemala und auf' Haiti, in Nikaragua und 
Bolivien. Die Verletzung der Menschenrechte 
ist in diesen Ländern an der Tagesordnung . 
Das darf nicht so weitergehen . Die Weltöf­
fentlichkeit muß ihre Entrüstung über diesen 
schändlichen Mißstand zum Ausdruck bringen . 
Auch in den selbst gibt 
es Probleme ernst zu 
nehmen sind . rassischen 
Minderheiten wie der Chicanos , Neger und In­
dianer erwähnt werden, die sozial, ökonomisch 
und kulturell systematisch diskriminiert wer­
den . Wir erheben unsere Stimme zu ihrer Er­
mutigung und in Solidarität mit ihnen . 

Errict.tung .in.r kontin.ntalen 
antilmperiali.ti.dI.n Front 

Die in Lateinamerika immer stärker um sich 
greifende Wende ist ein Ergebnis des großen 
und vielfältigen Kampfes, den die Völker -
oft unter schwierigen Bedingungen - um die 
Verbesserung des Lebensniveaus , Durchsetzung 
ihrer Rechte und Beendigung der unerbittli­
chen Herrschaft der Monopole und der einhei­
mischen Reaktion und zur Herbeifübrung grund­
legender Umgestaltungen in der Gesellschaft 
führen, um ~~ aus der RÜckständigkeit, Stag­
nation und Unterdrückung herauszukommen . In 
zahlreichen Ländern finden beständig eindeu­
tig antiimperialistieche Aktionen statt, an 
denen sich die verschiedenst~n Kräfte betei­
ligen - politische Parteien, Gewerkschaften, 
Jugend- und gesellschaftliche Organisationen . 
Manchmal finden sie auch die Unterstützung 
kirchlicher und militärischer Kreise . Es 
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zeigt sich immer mehr eine Tendenz zur Koor­
dinierung und zum Zusammenschluß a+l die~er 
Krätte aut nationaler Ebene. Auch ~m reg10-
nalen Maßstab wird auf die Einheit Lateiname­
rikas hingearbeitet . 
Die hier angegebenen Beispiele zeigen , daß es 
in der Haltung der verschiedenen lateinameri­
kanischen Länder zahlreiche Berührungspunkte 
gibt . Es kommt jetzt darauf an, diese poli ­
tischen und ökonomischen Konvergenzen zu 
vertiefen, eine besser koordinierte Pront,ge ­
gen den Imperialismus aufzubauen und zu e~ner 
größeren Verständigung auf regionaler Ebene 
zu kommen. Es ist daher vorgesehen, im De ­
zember d . J . in Peru eine Tagung der latein­
amerikanischen Präsidenten und im Mai 1975 
in Buenos Aires eine AuBenmini sterkonferenz 
abzuhalten . Es soll darauf hingewieeen sein, 
daß beide Tagungen außerhalb der OAS statt­
finden und Kuba als vollbereChtigte Partei 
teilnehmen wird . 
Wir haben versucht, hier die Leiden und Tra­
gödien darzustellen , die in Lateinamerika 
durch den Imperialismus verursacht werden. Es 
liegt in der Strategie der UnterdrÜCker, eine 
sehr positive Erscheinung zu bremsen: d1e 
Offensive der lateinamerikanischen Völker . 
Sie erleiden in diesem Prozeß zwar schwere 
RÜCkSChläge , aber das ändert nicht die Haupt ­
richtung der EntwiCklung in Lateinamerika. 
Der Befreiungskampf geht,weiter , nie~and kann 
ihn aufhalten . Die Lage 1n der Welt 1St 80, 
daß di e Lateinamerikaner auf zahlreiche und 
mäChtige Verbündete zählen können . 
Der Rückzug im kalten Krieg und der Vormarsch 
der internationalen Entspannung aind eine 
objektive Hilfe für die Sache Lateinamerikas , 
während sein Kampf zusammen mit dem der ande­
ren Völker der Welt dazu beitragen wird , 
wirklichs friedliche Koexistenz herbeizufüh­
ren, die auf der Achtung der Souveränität und 
der Rechte jeder Nation in einer neuen inter­
nationalen Wirtschaftsordnung beruht . 

Anmerkungen der Redaktion: 

1) Simen de Bolivar (1783 - 1830) wurde zum be­
deutendsten Führer der südamerikanischen 
Kreolen (in LateinamerlJta geborene Misch­
linge oder auch Weisse spanischer bzw. 
französischer Herkunft) im Unabhängigkeite­
kampf gegen das spaniSChe Kolonialjoch . 
Von 1819 bis 1830 war Bolivar Präsident 
der Republik Groß- Kolumbien , in der er 
Kolumbien, Venezuela, Panama und Neugrana­
da vereinigte . 

2) Jase Harti (1853 - 1895) zählte zu den G,rün­
dern der mit der Arbeiterbewegung verbun­
denen Kubanischen Revolutionären Partei 
im Jahre 1892 . Mart! entwarf als Erster 
auf' dem lateinamerikanischen Kontinent 
die revolutionärdemokratische Theorie der 
nationalen und sozialen BeIreiung. Er 
zählte zu den Führern des kubanischen Un­
abhängigkeitskrieges (1695-18~8) gegen die 
spaniSChe Kolonialmacht . Mart1 , der sm 
19 . 5. 1895 auf' dem Schlachtfeld fiel, wird 
in Kuba als Nationalheld geehrt . 

3) Die Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) wurde 1948 auf der Konferenz von 
Bogota als ZusammenschluB von damals 21 , 
heute 23 amerikanischen Staaten gegründet . 
Die USA schlugen 1962 einen Kurs der "Aus­
treib~" Kubas aus der OAS ein , demzu­
folge b1S 1964 alle lateinamerikanischen 
Länder - mit Ausnahme Mexikos - ihre di­
plomatischen Beziehungen zum sozialisti ­
schen Kuba abbrachen . Zur neueren Ent­
wicklung der OAS siehe AlB , Nr . 11/12, 
1974, 8 .47 

4) Im November 1903 kam es auf Intervention 
der USA zur Lostrennung Panamas von Ko­
lumbien . Der Republik Panama wurde zu-



gleich von Washington der Hay-Buneau­
Varilla-Vertrag aufgezwungen , mit dem die 
USA die Panama-Kanal zone "für e .... ige Zei ­
ten" pachteten und die vollen Souveräni­
tätsrechte darüber an sich rissen . 

5) Die Ausarbeitung dieser Charts hatte die 
}. Tsgune; der UNO-Konferenz für Handel 
und Entwicklung auf den Vorschlag Mexikos 
hin beschlossen . Ende Deze~ber 1974 wurde 
dies bedeutende Dokument von der UNO­
Vollversammlung mit groBer Mehrheit ver­
abschiedet . 

6) Puerto Rieo , das zur Inselgruppe der 
westindischen GroBen Antillen zählt, war 
von 1509-1897 spanische und ist seit 1898 

Chile 
Eine wachsende politische Isolieru~g und ge ­
waltige wirtschaftliche SChwierigkeiten cha­
rakterisieren die gegenwärtige Lage der Junta 
in Chile - das mußte Ende 1974 auch General 
Pinochet bei einem Tretten der Offiziere al­
ler Heeresverbände in Santiago eingestehen . 
Wie gewöluüich machte er für die Schwier ig­
keiten den Marxismus und die revolutionären 
Kräfte verantwortlich . Und selbst die "letzte 
Bastion gegen den Kommuni smus". die Armee . 
sei von Zerstörung bedroht . Pinochets heftige 
Angriffe riChteten sich gegen ein kurz zuvor 
in Umlsuf gebrachtes Schreiben. den "Brie! 
der Kommuni stischen Partei Chiles an die An­
gehörigen aller Waffengattungen und an die 
Carabinieri", der auch in Offizierskreisen 
Verbreitung fand . Denn die Junta muß befürch­
ten. daß der Briet seine beabsichtige Wirkung 
tut und eine Polarisierung innerhalb der 
Armee - "e"en die Junta - fördert . 

General C.,lo. Prall und Salv.dor Allende: Von der Reaktion e,mo,det 

In a1esem Dokument heißt es u . a . : 
"Wir sind nicht blind . Wir können zwischen 
dem Folterer und dem , der nicht foltert , un­
terscheiden ; zwischen denen. deren Hände mit 
Blut besudelt sind , und denen , die nicht ge­
mordet haben; zwischen Faschisten und Nicht­
faschisten, zwischen den Korrupten und den 
Ehrbaren , zwischen denen , die ihren Eid ge­
brochen haben , um der Rebktion zu folgen , und 
denen, die irregeführt wurden . 
Und wir unterscheiden diese ganz genau . 
Wir sind davon überzeugt , daß sich viele we­
gen der Ereignisse innerlich zerrissen füh­
len und die zahllosen Verbrechen verabscheu-
en •.• 
Unsere Uberzeugung ist , daß die vaterlands­
liebenden Soldaten als Chilenen die Pflicht 
haben , zur Beendigung dieser Lage, die das 

als sogenannter "assoziierter Freistaat" 
US- amerikanische Kolonie . 

7) General Alfredo Stroessner übernahm im 
Mai 1954 in Paraguay durch einen Staats­
streich die Macht und p.rri~htete eine 
bis heute währende blutige Mi11tärdikta­
<ur . 

(Quelle: Für nationale Unabhängigkeit, Souve­
ränität und Entwicklung in Latein­
amerika . Tagung des Büros des Welt­
friedensrates . Panama 15 . - 18 . Okto ­
ber 1974, Informationszentrum des 
Weltfriedensrates . Helsinki 1975; 
Zwischenüberschriften : AlB) 

Vaterland entehrt und besudelt, beizutragen . 
Das Argument des Befehlsgehorsams ist keine 
Entschuldigung für Gewalttätigkeit und Ver­
brechen . Das Nürnberger Tribunal hat diese 
Argumente für die Weltgeschichte abgewiesen . 
Es gibt keine Befehle . die Unmenschlichkeit . 
physische Liquidierung , Folterung rechtfer­
tigen . Es gibt keine Entschuldigung dafür , 
eine Regierung zu unterstützen , auf deren 
Konto Tausende von Toten gehen . " 
Der Brief hebt hervor . daß in der chileni­
schen Armee eine patriotische Linie besteht , 
die von den Generälen Schneider, Prats u .a . 
vertreten wird . Und diese patriotischen 
Kräfte lehnten es ab , die wirtschaftlichen 
Privilegien der Monopole gegen die Interessen 
des Volkes abzusichern und sie bezahlten ihre 
Weigerung, sich als Henker des Volkes miß­
brauchen zu lassen , mit dem Leben . 
"Um den Fortschritt des chilenischen Volkes 
zu bremsen • ... wurden die Angehörigen der 
Streitkräfte aus ihren beruflichen Aufgaben 
herausgerissen und zu Diensten für eine Min­
derheit beordert , welche sich mit blinder Wut 
anschickte, die eigenen Privilegien zurück­
zuerobern . Um dieses Ziel zu erreichen , macht 
es der Minderheit nichts sus, die Hände der 
Soldaten mit dem Blut ihrer Brüder zu besu­
deln und nicht wenige von ihnen zu Henkern , 
Folterern und Kerkermeistern zu machen . Die 
Ultrarechte dachte nicht an den großen Scha­
den , den man unserem Vaterland zufügte . Sie 
dachte nur - ebenso wie vor und während der 
Regierung der Unidad Popular _ an ihre gieri ­
gen wirtschaftlichen Profitinteressen, die 
ja ~eute von der Junta vertreten werden . 
Das iat ein Weg ohne Zukunft •. . 
Für die bewaffneten Streitkräfte gibt es kei­
nen RuhQ als Kerkermeister des Volkes und 
Diener einer Minderheit . .. 
Die Militärs müssen zur Achtung der verfas­
sungsmäßigen Tradition zurückkehren , die ih­
nen in der ganzen Welt Ehrung und Achtung 
verschafften .Sie sollen wieder Soldaten des 
Vaterlandes sein. anstatt Wächter der Reichen 
und Kerkerceister der Armen . " 
Mit den zunehmenden SChwierigkeiten der chi ­
lenischen Junta , die durch die internationale 
Solidarität mit den ~tifaschistischen Kampf 
des chi lenischen VolKes vergrößert werden. 
beSChäftigten sich bei einer gemeinsamen Aus­
londaberatung um 26 . und 27 .11 . 1974 auch De­
legationen der führenden Orgone der Soziali ­
stischen und der Kommunistischen Partei Chi ­
les . In ihrer ge~einsacen Erklärung , die im 
folgenden abgedruckt ist , hoben sie als wich­
tige Faktoren für einen erfolgreichen Kampf 
in Chile selbst die Entwicklung der inter­
nationDlen Solidaritätsbel<o'egung und die Fe­
~tisung der Einheit der beiden Arbeiterpar­
telen, der Sozialisten und der Kommunisten. 
hervor . 
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Gemeinsame Erklärung 
der Sozialistischen und der Kommunistischen Partei Chiles 

Der Widerstand im Lande und die Kraft der Solidarität 
Die Solidarität der Völker und der Werktäti­
gen der Welt wächst und erstarkt . Der Beweis 
dafür sind die zahlreichen Solidaritätsak­
tionen, die im September in allen Teilen der 
Welt durchgeführt wurden und deren hervorra­

gendes Merkmal die zweitägige ~egung in­
ternationaler Transporte zur Boykottierung 
des chilenischen Faschismus war: 
1) Verwirklichung der von dev UNO-Vollver­
sammlung angenommenen Resolution; 
2) erfolgreiche Erfüllung des Abkommens der 
in Tok!9 durchgeführten Interparlamentarischen 
Weltkonferenz ; 
}) tatkräftige Unterstützung der dritten Sit­
zung der Untersuchungskommission der Verbre­
chen der Junta , die in den ersten Monaten 
1975 durchgeführt wird; 

4) Belebung der Solidaritätsaktionen , die 
verschiedene Organisationen in Lateinamerika, 
Europa und ander en Kontinenten durchzuführen 
beschlossen haben . 

.-,-

Die Solidarität der Völker drückt eich in 

zahlreichen Formen aus . Zahlrsiche Gewerk­
sChattsorganisationen unterschiedlicher Stär­
k e haben ihren Willen zum Ausdruck gebracht , 
neue Aktionen des wirtschaftlichen Boykotts 
gegen di e Pinocbet-Diktatur durchzuführen . 
Daa beziebt sich besonders auf die Herstel­
lung , den. Verkauf, Transport und die Ver ­
schiffUng von Waffen . 
Ver scbiedene politische , wirtscbaftliche und 
gesellschaftliche Institutionen unterschied­
licher Länder haben im Zusa:nmenhang mit der 
~bevorstehend~n Tagung des Pariser Clubs , die 

die Überprüfung der Wieder verhandlung der 
Auslandsscbuld Cbiles zum Ziel hat , in Anbe ­
tracht der NiChteinhaltung der zu den Men­
schenrechten eingegangenen Verpflichtungen , 
der Nicbtbefolgung der Abkommen der UNO und 
der völligen Verletzung der demokratischen 
Rechte von s eiten der Junta, ihre Regierun­
gen gebeten, nicht an diesen Beratungen 
tei ' "lll'lebmen . Dies er Haltung messen wir ~öß­

te Bedeutung bei der Unterstutzung unseres 
Volkes bei und unterstützen sie völlig . 

0., Kampf Im Land. 

1m Innern des Landes wächst und verstärkt 
sich der Abscheu . Die Faschisten sehen sich 
jeden Tag mehr vom Volk und breiten Kreisen 
der cbilenischen Gesellschaft isoliert . Wir 
können bestätigen , daß die überwiegende Mehr­
heit der Chilenen heute gegen die Militär­
junta ist, ihr vollständiges Scheitern fest ­
stellt und sich in den gegen sie gerichtoten 
Kampf einreibt . 
Die vom Volk , der Arbeiterklasse und der chi ­
leniscben Jugend geführten heftigen Kämpfe 
sind das bestimmende Herkmal im Verlauf die­
ser Ereignisse . 
Sie linden ihren Ausdruck in bedeutenden 
Streikkämpfen. mutigen Propagandaaktionen 
und zahlreichen Proteatbeweisen. Im Feuer des 
Kampfes gegen die Diktatur wird die Einheit 
aller revolutionären , demokratiscben und an­
tifaschistischen Kräfte unseres Volkes ge­
schmiedet . 
Die Chilenen erleben die größte Tragödie ih­
rer Geschichte . Die Diktatur hat wegen ihrer 
zutiefst reaktionären und gegen den Laut der 
Geschicbte geriChteten Politik die Mehrheit 
der sozialen Schichten Chiles angegriflen; 
die Arbeiter, Angestellten, Bauern, kleinen 
und mittleren Unternehmer, Gewerbetreibenden, 
Intellektuellen und Techniker. Die Faschisten 
beweisen ihre Dummheit und Unfähigkeit, das 
Land zu leiten. Das erkennen immer mehr Men­
schen mit größter Klarheit , selbst Kreise , 
die gestern nocb gegen die Regierung der 
Unidad Popular waren . 

AVlv.rkallf ChJ1 •• an A .... lond.manopol. 

Chile macht die größte Inflation durch , hat 
die meisten Arbeitslosen, zeigt die hör.hsten 



Sterblichkeitsziffern , weist die niedrigsten 
Einkommen und geringsten Produktionsleistun­
gen auf, und Intellektuelle, Techniker und 

Arbeiter verlassen in einer nie zuvor regi­
strierten Zahl das Land , über das sich das 
Elend ausgebreitet hat . 
Die Militärjunta, die die Politik der voll­
ständigen Unterwerfung unter die internatio­
nalen Monopole verfolgt , hat offen die Normen 
über die Auslandsinvestitionen verletzt, die 
zwischen den Ländern des Andenpaktes abge ­
schlossen wurden . Dieses Verhalten bedeutet, 
einer größeren imperialistischen Durchdrin­
gung der Wirtschaft unserer Länder alle Türen 
zu öffnen und somit die Abhängigkeit zu ver­
größern . Das hat die tiefe Empörung der Völ­
ker und Organisationen der Werktätigen sowie 
die Ablehnung der Regierungen und bedeuten­
der Unternehmerkreise hervorgerufen, die ver­
suchen , sich von den sie quälenden monopoli ­
stischen Fesseln zu befreien. Der Beschluß 
der Junta ist ein schwerer Schlag gegen die 
Interessen Chiles und der Länder Leteinameri­
kae . 
AngesiChts ihrer überaus hohen Verantwor­
tung, der internationalen Solidarität neue 
Impulse zu verleihen, wirksam zum Widerstands­
kampf unseres Volkes und seiner Parteien so ­
wie zum Prozeß der Vereinheitlichung aller 
revolutionären, demokratischen und antifa­
schistischen Kräfte beizutragen, haben beide 
Parteien in Anbetracht der dringenden Not­
wendigkeit beschlossen, die Einheit , brüder­
liche Verständigung, offene Zusammenarbeit 
und Erfüllung aller eingegangenen Verpflich­

tungen zu ver stärken . 

Die BeJ:lehungen zwischen IMiden Parteien 

Die Beziehungen zwischen beiden Parteien, die 
die wichtigsten Abteilungen der Avantgarde 
der chilenis~hen Arbeiterklasse darstellen , 
basieren auf den Prinzipien und Abkommen , die 
uns einen und die für uns von unschätzbarem 
Wert sind . Diese freundscbaftlichen Beziehun­
gen müssen zur Pestigung der Aktionseinheit 
unter den Parteien der Unidad Popular und zur 
Entwicklung der antifaschistischen Front bei ­
tragen . 
Wir bekräftigen erneut , daß die einzige poli­
tische und gesellschaItliche Alternative für 
eine fortschrittliche und unabhängige Ent­
wicklung Chiles im Sturz der Militärjunta und 
der endgültigen Zerschlagung des Faschismus 
in unserem Lande besteht. Das erfordert die 
Einheit aller revolutionären , demokratischen 
und antifaschistischen Kreise unter der Füh­

rung der Arbeiterklasse . 
Angesichts dieser dramatischen Situation wen-

det die Junta im breitesten Ausmaß Terror , 
rücksichtslose UnterdrÜCkung und di e schlimm­
sten Polizeimethoden an , um zu überleben . Das 
i s t das Wesen des Faschi~us . Seit drei Mona­
ten kündigt die Militärr egierung Chiles die 
Freilassung der pOlitiSChen Häftlinge an . Bis 
heute bat sie ihr Wort noch nicht eingelöst . 
Im Gegenteil, Tausende von Patrioten sind 
eingekerkert und werden gefOltert , ohne daß 
ihnen irgendein Vergehen nachgewiesen werden 
kann . Ein Beispiel dafür sind die Verhaftun­
gen der Schwester dea ermordeten Präsidenten, 
der Parlamentarierin Laura Allende , die an 
einer schweren Krankheit leidet, und des Uni ­
versitätsprofessors Claudio Almany . Der Auf­
enthaltsort beider Personen ist nicht be ­
kannt . 

Der Soz iali st Cl od omi r o Almeyda vu r do Creigek ä mpft l 
Bi n Ans porn t Ur d ie So l idarität mi t Lui s Co rva lan . 

Oie Unoenschlichkeit der Diktatur is~ bei­
spiellos in ganz Lateinamerika . 
Angesichts dieser Übergriffe und Ungerechtig­
keiten hat eine so angesehene Institution wie 
die katholische Kirche wieder einmal in einer 
kürzlichen Erklärung ihres Kardinals ener­
gisch die Verbrechen der Militärjunta gegen 
die Menschenrechte verurteilt . 
Die Delegationen beider Parteien meinen , daß 

im Ergebnis der Einschätzung der auf inter­
nationaler Ebene registrierten Er eignisse 
groBe und neue MögliChkeiten bestehen, die 
Solidarität mit dem Widerstandskampf des chi­
lenischen Volkes zu verstärken , in eine neue 
Phase ihrer Entwicklung überzugehen . 

Gemeinsam mit allen chilenischen Antifaschi­
sten und solidarischen Kräften in der Welt 
werden wir uns unermüdlich für die Erreichung 
folgender Ziele einsetzen: 

C> Dieses Treffen hat di e Einheit im Kampf , 
der im Innern Chiles von unseren beiden Par 
teien sowie den anderen Parteien der Unided 
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Popular und allen gegen die Diktatur kämpleb­
den Kräften gelührt wird, hoch geWÜ-~igt . Die 
vorb~ldliche 0pterbereitschaft und das Hel­
dentum , die von den chilenischen Patrio~en 
unter den schwier igen Bedingungen der Unter ­
drückung gezei gt werden , zwingen uns dazu , 
maximal unser e effektive Unterstützung und 
Hilfe zu verstärken , um eheetens den Sieg 
über den Paschismus zu erringen . 

t> Nach mehr als e inem Jahr der Aktionen ge ­
gen die Diktatur bestätigt sich die richtige 
Entsche i dung , den Kampl unseres Volkes von 
innen her zu l eiten . Diese histor ische Tatsa­
che hat es nicht nur erlaUbt , viele KampI ak-

tionen gegen den Faschismus zu führen , son­
dern auch den Charakter , Inhalt und die Yor­
men des antifaschistischen Kampfes richtig 
zu orientieren und unser Volk imcer stärker 
zu organisieren . Beide Parteien meinen, daß 
dieses Trelfen in einer Atmosphäre des Ver­
trauens , der Kameradschaft und der gegensei ­
tigen Achtung durchgeführt wurde . Die erziel­
ten Ergebnisse waren außerordentlich frucht ­
bar . Wir haben uns das Versprechen gegeben , 
jegliche Mißverständnisse , Meinungsverschie­
denheiten oder Anzeichen von Sektierertum, 
die in unserer gemeinsamen Arbeit auftreten, 
zu überwinden . 
[> Die AußerOrdentlich große Solidarität der 
sozialistischen Länder, der internationalen 
Arbeiterbewegung, der Mehrheit der Regierun­
gen Europas, zahlreicher Regierungen Latein­
amerikas, Asiens und Afrikas und aller Völ ­
ker der Welt ist ein klarer Beweis dafür , daS 
die Sache der Befreiung des chilenischen Vol ­

kes tief in das BewuBtsein der Menschheit 
eingedrungen ist . Wir sprechen allen unseren 
aufrichtigen Dank und Anerkennung aus . Wir 

zweifeln nicht , daß diese großzügi ge und fe ­
ste Solidarität jeden Tag mehr erstarken 
wird . 

(Quelle : Informations Bulletin , Wi en, Nr . 1/ 
1975, s. 7 - 10) 

Kurzinformation 
Ithiopien I Eritrea 

Kennzeichnend lür die aktuelle Lage in Äthio­
pien ist in gleichem MaBe die Forcierung so­
zislökonomischer Umgestaltungen wie die in 
unverminderter Schärfe andauernden militäri ­
schen Kämpfe in der Region Eritrea . 
Entsprechend der sm 7.2 . 1975 proklamierten 
Wi r tschaftspolitik der Militärregierung wur­
den in den letzten Wochen sämtliche Privat ­
banken und VersiCherungsgesellschatten sowie 
101 größer e Industriebetriebe verstaatlicht , 
darunter ausländischer Privatbesitz (u . a . Mo ­
bil Oil , Coca COla) . Die Regierung verfügte 
weiter die staatliche Kontrolle über den Au­
ßenhandel und leitete Anfang März die ent­
achädigungalose Überführung des gesamten 
landwirtschaftlich genutzten Bodens in Volks­
eigentum ein . Weniger als 2% der Gesamtbe ­
völkerung (die kaiserliche Familie , die Kir­
che , der Hochadel und ehe~alige hohe Regie ­
rungsbeamte) hatten bislang über 50% des Bo­

denbesitzes in ihren Händen konzentriert, 
während die Pächter bis zu 75% der Ernte als 
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Abgabe an ihre Feudalherren abliefern mußten . 
Mit dem neuen BOdengesetz soll diesen aus­
beuterischen Abhängigkeitsverhältnisoen, von 
denen zwei Drittel der 23 Millionen Landbe­
wohner betroffen waren , ein Ende Lereitet 
werden . Die Regie:ung hat allen Personen , die 
zur Bearbeitung des in volkseigenem Besitz 
verbleibenden Bodens bereit sind , die Zutei-



lung von Boden bis zu einer Größe von 10 ha 
pro Bamilie zugesagt . 

Freilich hängt die erfolgreiche Verwirkli­
chung derartiger fortschrittlicher Umgestal­
tungen im nationalitätenreichen Staat I thio­
pien in hohem HaBe davon ab , inwiefern es ge­
lingen wird, die Eritrsafrage zu löaen . So 
bat der Militärrat von Anfang an der Bevöl­
kerung Eritreas Gleichberechtigung zugesagt 
und die Aufnahme von Verhandlungen mit der 
eritreischen Befreiungsbewegung ohne Vorbe­
dingungen vorgeSChlagen . Auf diesem Wege kön­
ne man sich über den Grad der politiSChen 
Autonomie Eritreas verständigen. 

Eritrea war 1952 auf Beschluß der UNO und 

auIgrund eines bejahenden Mehrheitsentachei­
des seiner Bevölkerung föderativ an Ätbi opien 
angegliedert worden . Seine autonome Regie­
rung und gesetzgebende Versammlung löste 
Kaiser Raile Selassi jedoch 1962 völker­
rechtswidrig auf und verleibte seinem Kaiser­
reich Eritrea als 14 . Provinz ein . Aus dieeer 
Zeit datiert die Gründung der Eritreischen 
Befreiungsfront ELF , von der sich 1971 die 
Volksbefreiungsfront PLPE abspaltete . Die 
Befreiungsorganisstionen, die für die völlige 
Unabhängigkeit Eritreas - wie die ELF - bzw . 
für die eritreische Autonomie innerhalb des 
äthiopiSChen Staates - so die PLPE - kämpfen , 
gingen gerade in den letzten Wochen zu ver­
stärkten bewaffneten Aktionen im Raume Asma­
ra über, was von der Regierung mit groBange­
legten Einsätzen,auch der Luftwaffe und Ar­
tillerie,beantwortet wurde . 
Die Bemühungen der äthiopischen Militärregie­
rung um die Aufnahme von Gesprächen mit Ver­
tretern der eritreischen Befreiungaorgani­
sstionen wurden von diesen bislang strikt ab­
gewiesen . Ebenso wurde das Angebot der su­
danesischen Regierung, einen ~ofortigen Waf ­
fenstillstand zu vermitteln, abgelehnt . Statt­
dessen besteht die ELF (Vgl . Extra Dienst , 
21 . 2 . 1975) auf der Anerkennung der völligen 
Lostrennung Eritreas von Ithiopien als unver­
zichtbare Vorbedingung für Verhandlungen mit 
Addis Abeba . Der äthiopiSChe Militärrat er­
klärte demgegenüber Ende Februar d .J . , man 
werde weiter nach einer friedlichen Lösung 
der Eritr eafrage suchen . Die äthiopische Be­
völkerung sei aber zugleich bereit, die ~ter­
ritoriale Integrität ihres Landes mit ihr em 
Blut zu verteidigen" . 
in der Tat fanden in den letzten Wochen in 
allen Landesteilen Massendemonstrationen - in 

Addis .Abebs mit 250 .000 Teilnehmern - zur Un­
terstützung der fortschrittlichen sozialen 
Umgestaltungen der Regierung und gegen die 
Lostrennung Eritreas statt . Die anhaltenden 

heftigen militärischen Kämpfe stellen für die 
fortschrittlicbe Weiterentwicklung I thiopiens 
gerade zum Jetzigen Zeitpunkt eine groBe Be­
lastungsprobe und ernste Gefahr für den demo­
kratischen ProzeB dar , währ8'Od umgekehrt der 
gerechten Sache des eritreischen Volkes , d .b . 
einer Wiederherstellung der politischen Auto­
nomie, Recbnung getragen werden muß . So hängt 
heute ~ehr viel davon ab , ob die progressive 
Militärregierung und die eritreische Befrei ­
ungsbewegung in nächster Zukun!t zu einer 
politischen Lösung des Konflikts bereit sein 
und zu Verhandlungen zusammenfinden werden . 

Vietnam - Solidarität 
In diesem Jahr hat die CDU mit den Oberläu­
fern aus der SPD, Müller (MünChen) und Hupka , 
- unterstützt von den Abgeordneten Wör ner und 
Evers - einen erneuten Vors toB unt ernommen, 
um in einer Anfrage vom 14.2.1975 die lIVS 
als ftkommunistisch initiierte Hilfsaktion 
für Nordvietnam" hinzustellen . Zugleich frag­
te sie die Bundesregierung , ob mit der Zusage 
von Bundesminister Egon Bahr, den Wiederauf­
bau der Schule in Nam Ha (DRV) zu tördern, 
"die Finanzierung einer Vietnam- Initiative , 
von der die zuständigen Staatsscbutzstellen 
in ihren Berichten zur Sicherheitsl age als 
einer kommunistischen Organisation sprechen" , 
erfolge . Die Absicht der CDU-Fragesteller , 
die I I VS als kommunistisch gesteuert darzu­
stellen und zudem möglichst die Ver sicherung 
zu erhalten , daß Nordvietnam weiterhin keine 
Wiederaufbaubilfe erhalten werde, wurde im 

Verlauf der Fragestunde des Bundestages vom 
19 . 2.1975 mehr als deutlich . Statt aber die 
einmal gegebene Bereitschaftserklärung von 
Bundesminister Bahr , die Schule einzurichten 
und auszustatten , offensiv zu verteidigen , 
argumentierte Staatssekretär Kollatz (SPD) 
vom Bundeaministerium für wirtechaftliche 
Zusammenarbeit mit dem Rücken zur Wand . Daß 
er ~ie Verdächtigungen der CDU gegenüber der 
IIVS zurückweisen würde , hatte wohl niemand 
erwartet , daß er aber der CDU entgegenkam 
und ver sicherte, Hilfe für die DRV gebe es 
seitens der Bundesregierung erst nach der 
Aufnahme von diplomatiSChen Beziehungen , 1st 
ein klarer RÜCkfall gegenüber der schriftli­
chen Bereitschaf tserklärung seines Minister s 
an die I IVS , in der von einer derartigen Be­
dingung keine Rede war . 
Von An.fsng an war der CDU/Cau das ..ü:tions­
bündnis der Initiat ive Internationale Vi etnam­
Solidar~tät ( IIVS), in dem Liberale , Sozial­
demokraten , Sozialisten und Kommuni st en zusam-
menwirken , ein Dorn im Auge . Deshalb unter -
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nahmen die Exponenten der Reaktion auch immer 

wieder den Versuch, die IIVS in der Öffent ­
lichkeit als unseriös oder als kommunistische 
Tarnorganisation zu diffamieren, wobei sie 
für ihre Angriffe und Diffamierungen auch 
den Deutschen Bundestag benut~ten . 

Namibia I RRO 
Tausende von angehenden Lehrerinnen und 
Lehrern in der BRD sind arbeitslos, werden 
trotz überfüllter Klassen und Lehrerman­
gels nicht in den Schuldienst iJ.bernommen -
oder fallen der allen rechtstaatlichen 
Grundsätzen hohnsprechenden Berufsverbote­
praxis zum Opfer . 

In dieser Situation leistet es sich eine 
als "gemeinnützig" anerkannte Gesellschaft, 
die Deutsch- südafrikanische Gesellschaft 
e . V., welche Rassismus in seiner unmensch­
lichsten Porm befürwortet , welcbe nach­
weislich von alten und neuen Faschieten 
getragen wird , mit der elenden sozialen 
Lage tausender Arbeitsloser ihr Geschäft 
zu llIachen: Das Abenteuer "Süd- West-Afrika" 
lockt ! 

Derlei geschieht .mit oftenkundiger Billi ­
gung der Bundesregierung. Den im Kultur­
abkommen mit der Republik Süd afrika vorge ­
sehenen "Austausch von Lehrern" (völker­
rechtswidrigerweise auch für das Gebiet 
Namibias; Artikel B) iJ.berläBt Bonn einem 
Rsssistenverband . Dies spricht Bände über 
die Behauptungen der Bundesregierung , sie 
verurteile die Annexion Namibias durch die 
RSA , und sie unterlasse alles , diesen Un­
rechtszustand in irgendeiner Weise zu sank­
tionieren . 
~ährend eine immer breiter e Öffentlichkeit , 
während vor allem andere DGB- Gewerkschaf-

ten die Verbrechen der A~artheid verurtei­
len und wirksame Gegenmaßnahmen fordern , 
leistet die Zeitung der Gewerkschaft Er­
ziehung und Wissenschaft (GEW) einer in­

ternational geächteten Politik Propaganda­
dienste nach dem Motto: "Wes' Geld ich 
nehm', des ' Anzeige ich druck". 
Wenn es indessen GEW-Funktionäre und - Re ­
dakteure nic~irwissen sollten, so sollten 
crEW-Mitglied., und andere Gewerkschafter 
hier tür die nötige Klarheit sorgen: In 

der Republik Südafrika wären ein DGB , eine 
GEW verboten, füllten ihre Führer die Ge­
fängnisse und Konzentrationslager; jene 
"gemeinnützige" Gesellscbaft , insbesondere 
ihre Hintermänner sind die Propagandisten 
solcher Verhältnisse in der BRD. Zum 30. 
Jahrestag der Niederwerfung des Faschismus 
sollten solche Zusammenhänge für Gewerk­
scbafter und alle Demokraten besonders An­
laß zur Uberle~ geben. 
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